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Das Weihnachtsfest markiert gerade wegen all 
der Schnelllebigkeit um uns herum eine Zeit des 
Innehaltens, in der wir den Stress des Alltags ab-
schütteln und mit unseren Liebsten harmonische, 
feierliche Stunden verbringen. Nutzen Sie diese 
besinnliche Zeit, um Kraft zu tanken. Die Her-
ausforderungen werden auch 2023 aller Voraus-
sicht nach nicht kleiner.

Das PHC Team wünscht Ihnen, Ihrer Familie so-
wie Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein 
friedvolles und besinnliches Weihnachtsfest sowie 
viel Gesundheit, Glück und Erfolg im neuen Jahr.

Sabine Feilbach

Hannover, im Dezember 2022
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Liebe Leserinnen und Leser,

2022 war erneut kein einfaches Jahr. Der Krieg in 
der Ukraine und die andauernde Corona- Pan-
demie hatten und haben ganz konkrete Auswir-
kungen auf uns alle. Was in diesem Winter noch 
auf uns zukommt, kann niemand mit Sicherheit 
sagen. 

Klar ist hingegen, dass das Jahr 2022 neben viel 
Unsicherheit enorm viel Arbeit für uns alle be-
deutet hat. Wir durften uns unter anderem mit 
Energiepreispauschale, Grundsteuererklärungen 
und Inflationsausgleichsprämien, deren gesetzli-
che Grundlagen häufig “mit der heißen Nadel ge-
strickt“ und auslegungsbedürftig waren, beschäfti-
gen. Aus diesem Grund konnten wir Ihnen hierzu 
nicht immer die verbindlichen Aussagen geben, 
die Sie sonst von uns gewohnt sind.

Trotz aller Belastungen – uns geht es verglichen 
mit vielen anderen gut. Daher haben wir wie auch 
in den letzten Jahren auf  Weihnachtskarten an 
Sie verzichtet und unterstützt stattdessen  den 
deutschen Kinderhospizverein mit einer Spende.
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Schwerpunktthema

Viele Kinder und Jugendliche möchten sich ger-
ne eigene Wünsche erfüllen. Oft fehlt hierfür aber 
das nötige Kleingeld. In der heutigen Zeit gibt es 
allerdings viele Möglichkeiten, um auch neben der 
Schulzeit etwas Geld dazuzuverdienen. Für diese 
Arbeiten gibt es jedoch strenge Regeln, an welche 
sich zu halten gilt.

Die Regeln unterscheiden sich je nach Alter und 
Schulpflicht des jeweiligen Kindes. 

Mit 13 Jahren     
Sobald ein Kind das 13. Lebensjahr vollendet hat, 
darf es einfache Tätigkeiten nach der Schule aus-
üben. Hierzu zählen zum Beispiel das berühmte 
Zeitungsaustragen oder „Babysitten“. Auch klei-
nere Tätigkeiten in privaten Haushalten sind mög-
lich. Wichtig ist dabei, dass die Tätigkeit keinerlei 
Gefahr für das Kind darstellt und es weder die 
Gesundheit noch den Schulbesuch beeinträchtigt. 
Zudem darf die Arbeitszeit höchstens 2 Stun-
den nach der Schule betragen und auch nur im 
Zeitrahmen zwischen 8 Uhr und 18 Uhr ausgeübt 
werden. Das Jugendarbeitsschutzgesetz knüpft die 
Tätigkeit somit an strenge Auflagen. Jugendliche, 
welche das 15. Lebensjahr vollendet haben, aber 
noch schulpflichtig sind, müssen sich ebenso an 
die Auflagen für Kinder halten. Lediglich in den 
Schulferien gelten Ausnahmen und es dürfen für 
bis zu vier Wochen im Jahr mehr Stunden gear-
beitet werden als während der Schulzeit.

Mit 15 Jahren     
Für Jugendliche gelten bereits mildere Auflagen 
durch das Jugendarbeitsschutzgesetz. Sie dür-
fen täglich in der Zeit von 6 Uhr bis 20 Uhr für 
maximal 8,5 Stunden arbeiten. Trotzdem dürfen 
keine Tätigkeiten mit erhöhtem Infektionsrisiko 
oder erhöhter Unfallgefahr verrichtet werden. Ne-
ben den vorher genannten kleineren Tätigkeiten 
dürfen die Jugendlichen ab 15 Jahren jetzt auch 
im gewerblichen Bereich tätig werden.  So ist es 
jetzt möglich, im Supermarkt zu kassieren oder als 
Kellner bzw. Kellnerin im Restaurant oder Café 
zu arbeiten.

Der Mindestlohn gilt übrigens erst aber der Voll-
endung des 18. Lebensjahres, mit der Volljährig-

keit. Davor ist also Verhandlungsgeschick gefragt.

Mit 18 Jahren     
Sobald die Volljährigkeit erreicht ist, entfällt die 
Anwendung des Jugendarbeitsschutzgesetzes. 
Danach gelten für Schüler arbeitsrechtlich die 
gleichen Vorschriften wie für erwachsene Arbeit-
nehmer. Somit greift nun auch der Mindestlohn 
von 12 € / Std.

Folgende Personengruppen sind jedoch vom Min-
destlohn ausgenommen: 

 � Ehrenamtliche 

 � Auszubildende nach dem Berufsbildungsge-
setz

 � Teilnehmer einer Maßnahme zur Arbeitsför-
derung

 � Menschen mit Behinderung, welche in einer 
Werkstatt für Behinderte tätig sind

 � Personen, die einen freiwilligen Dienst ableis-
ten

 � Langzeitarbeitslose in den ersten sechs Mona-
ten einer neuen Beschäftigung

 � Praktikanten bei einem Pflichtpraktikum oder 
bei einem freiwilligen Praktikum, das drei Mo-
nate nicht überschreitet.

Grundsätzlich sollte man darauf achten, dass der 
Arbeitgeber das Kind oder den Jugendlichen auch 
bei kleineren, regelmäßigen Arbeiten bei der Mi-
nijobzentrale anmeldet, um einen Unfallschutz zu 
gewährleisten. 

Die Kinder bleiben in der Familienversicherung 
über die Eltern krankenversichert, solange der 
monatliche Verdienst der Kinder durchschnittlich 
470 € / Monat nicht übersteigt.

Des Weiteren können Schüler freiwillig einen 
kleinen Anteil des monatlichen Gehalts in die 
Rentenversicherung einzahlen und so schon Be-
schäftigungszeiten für die Rente sammeln.

Ihr Steuerfachwirt – Niklas Dittert

der KREISEL  4.-2022
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Schwerpunktthema

Die Inflationsausgleichsprämie (IAP) ist eine bis 
zu einem Freibetrag von 3.000 Euro steuer- und 
sozialversicherungsbefreite arbeitsrechtlich frei-
willige Leistung des Arbeitgebers an den Arbeit-
nehmer. Außerdem findet auf die IAP auch der 
Progressionsvorbehalt keine Anwendung. Die IAP 
kann in Form von Zuschüssen und Sachbezügen 
erfolgen. Dabei ist zu beachten, dass die Leistung 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
vom Arbeitgeber gewährt wird. Somit kommt 
eine Umwandlung von z.B. Weihnachtsgeld oder 
Tantiemen, auf die ein vertraglicher oder gewohn-
heitsrechtlicher/arbeitsrechtlicher Anspruch be-
steht, nicht in Betracht.

Leistungen des Arbeitgebers für einen Beschäf-
tigten werden nur dann zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn erbracht, wenn

1. die Leistung nicht auf den Anspruch auf 
Arbeitslohn angerechnet,

2. der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zuguns-
ten der Leistung herabgesetzt,

3. die verwendungs- oder zweckgebundene 
Leistung nicht anstelle einer bereits verein-
barten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns 
gewährt und

4. bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn 
nicht erhöht

      
wird.

Neben dem Kriterium der Zusätzlichkeit ist auch 
die Gleichbehandlung zu beachten. So ist es nicht 
möglich z.B. an nur einen Mitarbeiter einer Ab-
teilung die IAP auszuzahlen und an alle anderen 
nicht. Es ist also darauf zu achten, dass alle Mit-
arbeiter vergleichbarer Gruppen die IAP in glei-
cher Höhe erhalten, gleichwohl können für ver-
schiedene Mitarbeitergruppe auch verschieden 
hohe IAP gezahlt werden. Es ist im Hinblick auf 
spätere Lohn- oder Sozialversicherungsprüfungen 

sinnvoll, die Kriterien nach denen die IAP gezahlt 
wird, kurz schriftlich festzuhalten.

Begünstigungszeitraum

Die IAP muss im Begünstigungszeitraum zwi-
schen dem 26.10.2022 und 31.12.2024 gewährt 
werden. Dabei ist die Dauer des jeweiligen Be-
schäftigungsverhältnisses unerheblich. Außerdem 
kann die IAP auch in mehreren Raten über den 
Begünstigungszeitraum verteilt, oder auch nur 
teilweise, gewährt werden.

Gewährung
vor dem 
26.10.2022

Gewährung
ab dem 26.10.2022 
und vor dem 
01.01.2025

Gewährung
ab dem 
01.01.2025

keine Steuer- 
und Sozial-
versicherungs-
freiheit

Steuer- und Sozi-
alversicherungsfrei-
heit

keine Steuer- 
und Sozialver-
sicherungsfrei-
heit

Sollte der Beschluss für eine freiwillige Sonder-
zahlung schon vor dem Auszahlungszeitraum 
gefasst worden sein, so kann bei Beschlüssen ab 
dem 03.09.2022 die Sonderzahlung als IAP im 
Auszahlungszeitraum ausgezahlt werden. Für 
freiwillige Sonderzahlungen mit Beschluss vor 
dem 03.09.2022 gibt es keine Steuerfreiheit, auch 
wenn diese im Auszahlungszeitraum der IAP aus-
gezahlt werden.

Anspruchsberechtigte Personen

Anspruchsberechtigt sind alle Arbeitnehmer im 
steuerlichen Sinne. Dabei ist es unerheblich ob 
eine Voll- oder Teilzeitbeschäftigung vorliegt. 
Auch geringfügig oder kurzfristig Beschäftigte 
zählen zu den anspruchsberechtigten Personen. 
Die IAP ist auch zulässig, wenn der Arbeitnehmer 
nur steuerfreien Arbeitslohn bezieht (Ehrenamt - 

Schwerpunktthema

Inflationsausgleichsprämie   
(§ 3 Nr. 11c EStG)
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nicht so stark von der Inflation betroffen ist und 
deshalb weniger als die normalen Angestellten er-
halten sollte.

Gesellschafter-Geschäftsführer einer Personen-
gesellschaft
Da Gesellschafter-Geschäftsführer einer Perso-
nalgesellschaft keine Einkünfte aus nichtselbstän-
diger Arbeit erzielen, kommt für sie die IAP leider 
nicht infrage.

Zusammenhang zwischen IAP und den gestiege-
nen Verbraucherpreisen
Die Gewährung der IAP muss nicht direkt im 
Zusammenhang mit den gestiegenen Verbrau-
cherpreisen stehen z.B. durch Übernahme der 
Gasrechnung. Dennoch sollte der Leistungsgrund 
nach außen hin erkennbar sein. Dafür ist zwar kei-
ne schriftliche Vereinbarung nötig, die IAP sollte 
aber auf der Lohnabrechnung als eigener Posten 
aufgeführt werden.
 
Musterformulierung
Auch wenn keine schriftliche Vereinbarung nö-
tig ist, empfiehlt es sich schriftlich festzuhalten, 
dass auf die Leistungen der IAP in Zukunft kein 
Rechtsanspruch besteht. Dies könnte wie folgt 
aussehen.

Die Gewährung der als IAP bezeichneten 
Zahlung(en) in Höhe von X EUR erfolgt durch 
den Arbeitgeber Y freiwillig als zusätzliche sons-
tige Leistung zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn.
Die Zahlung(en) soll(en) die anhaltend hohen 

§ 3 Nr. 26 EStG). Falls der Arbeitnehmer mehrere 
Dienstverhältnisse hat, kann er die IAP theoretisch 
auch von mehreren Arbeitgebern in voller Höhe er-
halten. Der Arbeitgeber muss also nicht prüfen, ob 
bei einem anderen Dienstverhältnis die Gewährung 
bereits erfolgt. Sollte der Arbeitnehmer allerdings 
mit Unterbrechungen im Begünstigungszeitraum 
bei demselben Arbeitgeber mehrfach beschäftigt 
werden darf die IAP nur einmal in Anspruch ge-
nommen werden.

Zielsetzung
Da der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die hohen 
Inflationsraten nur vorübergehend sind, soll die Ge-
währung der IAP dabei helfen hohe Bruttolohnfor-
derungen wegen der Inflation zu verhindern. So soll 
der IAP die Belastung des Arbeitnehmers aufgrund 
der gestiegenen Verbraucherpreise abmildern.

Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH
Auch Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH 
können vom Grundsatz her die IAP erhalten. Da-
bei besteht allerdings die Gefahr, dass die IAP als 
verdeckte Gewinnausschüttung bewertet wird. Um 
das zu verhindern ist zu beachten, dass auch hier 
eine Gleichbehandlung zu den normalen Mit-
arbeitern besteht. So kann es also nicht sein, dass 
ausschließlich der Gesellschafter-Geschäftsführer 
die IAP bekommt. Angenommen der Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer verdient doppelt so viel wie 
ein normaler Mitarbeiter. Dann könnte man argu-
mentieren, dass der Gesellschafter-Geschäftsführer 
auch eine doppelt so hohe IAP erhält. Andererseits 
kann man auch in die entgegengesetzte Richtung 
argumentieren und sagen, dass der Gesellschafter-
Geschäftsführer aufgrund des höheren Gehaltes 

der KREISEL  4.-2022

Zahlung resultiert im 
Dienstverhältnis

Zahlung resultiert im 
Gesellschaftsverhältnis

Arbeitslohn (verdeckte Gewinnaus-
schüttung)

Steuerfreiheit keine Steuerfreiheit

(verdeckte) Gewinnausschüttung, wenn keine über-
zeugenden betrieblichen Gründen vorliegen



7

Schwerpunktthema

Belastungen des Arbeitnehmers Z aufgrund der 
gestiegenen Verbraucherpreise abmildern.

Ein Rechtsanspruch auf die wiederholte Gewäh-
rung einer solchen freiwilligen Zahlung für die 
Zukunft besteht nicht.

Gewährungsmöglichkeiten

1. Ratenzahlung

Beispielsweise kann im Zeitraum zwischen Januar 
2023 und Dezember 2024 monatlich eine IAP in 
Höhe von 125 € gezahlt werden. Dabei ist außer-
dem darauf zu achten, dass ab Januar 2025 der Ar-
beitslohn als Ausgleich für den Wegfall der IAP 
nicht so erhöht wird, dass ungefähr der bisherige 
Nettolohn zur Auszahlung kommt, da so das Kri-
terium der zusätzlichen Gewährung nicht mehr 
gegeben ist. Das Gehalt muss also nach der letz-
ten Zahlung der IAP wieder für ein paar Monate 
auf das vorherige Niveau fallen, oder vor Ende der 
IAP Raten schon erhöht werden.

2. Einmalzahlung

Die IAP kann auch in Form einer Einmalzah-
lung gewährt werden. Bei Gewährung einer zu-
sätzlichen Leistung im Begünstigungszeitraum 
oberhalb von 3.000 Euro können die ersten 3.000 
Euro als steuerfreie IAP behandelt werden, wobei 
der Rest normal dem Lohnsteuer- und Sozialver-
sicherungsrecht unterworfen wird.

Näheres zu der Inflationsausgleichprämie im Zu-
sammenhang mit gemeinnützigen Vereinen fin-
den Sie auf Seite 30.“

Kommen Sie bei Fragen gerne auf uns zu!

Ihr Steuerfachangestellter - Daniel Haeger
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Änderungen zum 01.01.2023 der KREISEL  4.-2022

Die mit der kalten Progression verbundenen schlei-
chenden Steuererhöhungen möchte die Bundes-
regierung mit einem Inflationsausgleichsgesetz 
bekämpfen. Dazu werden die Tarifeckwerte ver-
schoben und der Grundfreibetrag erhöht.

Grundfreibetrag und Unterhaltshöchstbetrag  
Der steuerliche Grundfreibetrag, bis zu dessen 
Höhe keine Einkommensteuer gezahlt werden 
muss, wird zum 1.1.2023 von derzeit 10.347 EUR 
um 561 EUR auf 10.908 EUR angehoben werden. 
Für das Jahr 2024 ist eine Anhebung um weitere 
300 EUR vorgesehen.

Der Unterhaltshöchstbetrag soll ab 2022 dem 
Grundfreibetrag entsprechen. Dies bedeutet für 
2022 eine nachträgliche bzw. rückwirkende Erhö-
hung von 9.984 EUR auf 10.347 EUR.

Kalte Progression    
Durch folgende Anpassungen sollen höhere Ein-
kommen – trotz steigender Inflation – auch tat-
sächlich bei den Bürgern ankommen. Der Effekt 
der kalten Progression soll ausgeglichen werden.

Die Tarifeckwerte werden entsprechend der er-
warteten Inflation nach rechts verschoben. Das be-
deutet: Der Spitzensteuersatz soll 2023 bei 61.972 
EUR statt bisher bei 58.597 EUR greifen. 2024 soll 
er dann ab 63.515 EUR beginnen.

Sehr hohe Einkommen (Reichensteuersatz) ab 
277.826 EUR sollen von der Anpassung indes aus-
genommen werden.

Unterstützung der Familien    
Die Kinderfreibeträge sollen schrittweise von 2022 
bis 2024 erhöht werden (1.1.2022: 8.548 EUR; 
1.1.2023: 8.688 EUR; 1.1.2024: 8.916 EUR). 

Das Kindergeld soll ab dem 1.1.2023 um monat-
lich 18 EUR für das erste und zweite Kind erhöht 
werden; für das dritte Kind sind 12 EUR geplant. 
Damit würde das Kindergeld dann einheitlich 237 
EUR im Monat betragen. Da für das vierte und 

jedes weitere Kind keine Erhöhung geplant ist, 
würde es hier bei 250 EUR bleiben.

Beachten Sie     
Bei dem Inflationsausgleichsgesetz wurden die 
Daten der Frühjahrsprojektion der Bundesregie-
rung zugrunde gelegt. Wenn der Progressionsbe-
richt bzw. die Daten der Herbstprojektion vorlie-
gen, ist eine Anpassung möglich.  
Quelle | Regierungsentwurf für ein Inflationsausgleichsgesetz vom 
14.9.2022

Zum 01.08.2022 sind Änderungen des Nachweis-
gesetzes, das Arbeitgeber verpflichtet, wesentliche 
Bedingungen des Arbeitsvertrages schriftlich nie-
derzulegen, die Niederschrift zu unterzeichnen 
und dem Arbeitnehmer auszuhändigen, sowie 
weiterer Gesetze, unter anderem des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes oder des Teilzeit- und 
Befristungsgesetzes in Kraft getreten. So werden 
in § 2 NachwG bestehende Nachweispflichten 
etwa in Bezug auf das Enddatum einer vereinbar-
ten Befristung, den Arbeitsort, die Kündigung und 
die Vergütungszusammensetzung ergänzt sowie 
neue Informationspflichten in Bezug auf die Pro-
bezeit, den Umfang des Fortbildungsanspruchs, 
Überstunden, Abrufarbeit und die Identität des 
Versorgungsträgers im Falle der betrieblichen Al-
tersversorgung über einen solchen eingeführt. Der 
Verstoß gegen die Nachweispflichten kann nach 
§ 4 NachwG als Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße von bis zu 2.000 Euro geahndet wer-
den.

Hinweis
Der Nachweis muss (papier-)schriftlich erfolgen. 
Die elektronische Form ist ausgeschlossen. Selbst 
wenn der Arbeitgeber die wesentlichen Arbeits-
bedingungen mit einer elektronischen Signatur 
statt in Schriftform niederlegt, droht dem Arbeit-
geber nach dem Wortlaut des Nachweisgesetzes 
ein Bußgeld.

der KREISEL  4.-2022
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Änderungen zum 01.01.2023

Elektronische Lohnsteuerbescheinigungen, die 
von Arbeitgebern ausgestellt werden, dürfen für 
die Jahre ab 2023 nur noch mit der Angabe der 
Steuer-Identifikationsnummer der Arbeitnehmer 
an das Finanzamt übermitteln werden. Die bis-
herige Möglichkeit, eine eindeutige Personenzu-
ordnung mit einer sog. eTIN (electronic Taxpay-
er Identification Number) vorzunehmen, fällt ab 
2023 weg. Arbeitgeber müssen daher rechtzeitig 
Sorge dafür tragen, dass ihnen die Steuer-Identi-
fikationsnummern aller ihrer Arbeitnehmer vor-
liegen.

Arbeitnehmern, für die eine Meldepflicht beim 
Einwohnermeldeamt in Deutschland besteht, 
wird die Steuer-Identifikationsnummer automa-
tisch vom Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 
zugeteilt. Bei in Deutschland geborenen Personen 
wird die Steuer-Identifikationsnummer seit ihrer 
Einführung im Jahr 2007 bereits ab Geburt verge-
ben. Sollte die Identifikationsnummer nicht mehr 
bekannt sein, kann eine erneute Zusendung über 
die Homepage des BZSt unter www.bzst.de bean-
tragt werden.

Nichtmeldepflichtige Arbeitnehmer, z. B. in 
Deutschland tätige Personen mit Wohnsitz im 
Ausland, denen bislang keine Steuer-Identifika-
tionsnummer vom BZSt zugeteilt wurde, können 
diese beim für den Arbeitgeber zuständigen Fi-
nanzamt (sog. Betriebstättenfinanzamt) beantra-
gen.

Die erstmalige Zuteilung einer Identifikations-
nummer kann auch durch die Arbeitgeber be-
antragt werden, wenn diese von ihren Arbeit-
nehmern hierzu bevollmächtigt werden. Für die 
Bevollmächtigung ist kein bestimmtes Formular 
erforderlich. Sie muss nur eindeutig sein.

Die Sachbezugswerte für freie oder verbilligte 
Verpflegung und Unterkunft werden jährlich an 
die Entwicklung der Verbraucherpreise angepasst. 
Nach dem vorliegenden Entwurf – mit der Zu-

stimmung durch den Bundesrat ist wie in den 
Vorjahren zu rechnen – soll der Sachbezugswert 
für freie Unterkunft 265 EUR monatlich betragen 
(in 2022 = 241 EUR).

Der monatliche Sachbezugswert für Verpflegung 
soll in 2023 um 18 EUR auf 288 EUR steigen. 

Beachten Sie     
Aus dem monatlichen Sachbezugswert für Ver-
pflegung abgeleitet, ergeben sich für 2023 die 
nachfolgenden Sachbezugswerte für die jeweili-
gen Mahlzeiten (Werte für 2022 in Klammern):

Frühstück:

 � monatlich: 60 EUR (56 EUR)

 � kalendertäglich: 2,00 EUR (1,87 EUR)

Mittag- bzw. Abendessen:

 � monatlich: 114 EUR (107 EUR)

 � kalendertäglich: 3,80 EUR (3,57 EUR)

Ab 2023 sind Restaurants, Cafés und ähnliche 
Einrichtungen, die Essen To Go anbieten, ver-
pflichtet, Speisen und Getränke sowohl als Ein-
weg- als auch Mehrwegverpackung anzubieten. 
Mehrweg darf dabei nicht teurer sein - ein gerin-
ges Pfand ist dagegen in Ordnung. Davon ausge-
nommen sind kleinere Geschäfte wie Imbisse, 
Spätis und Kioske. Die Voraussetzung dafür ist, 
dass das Geschäft höchstens fünf Beschäftigte hat 
und die Ladenfläche maximal 80 Quadratmeter 
beträgt. Die Möglichkeit, eigene Behältnisse zu 
befüllen, muss aber in jedem Fall gewährleistet 
sein.

Die Bundesregierung möchte den Ausbau der er-
neuerbaren Energien attraktiver machen. Deshalb 

Neue Regelung für Lohnsteuerbe-
scheinigungen des Jahres 2023

Freie Unterkunft und Verpflegung: 
Voraussichtliche Sachbezugswerte 
für 2023

Änderungen über das Steuerrecht hinaus:

Mehrwegpflicht in Restaurants

Photovoltaik-Ausbau
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gibt es ab nächstem Jahr mehr Geld für Pho-
tovoltaikanlagen. Profitieren können alle An-
lagen, die seit dem 30. Juli 2022 in Betrieb sind 
oder 2023 ans Netz gehen. Das sind die neuen 
Vergütungssätze: Anlagen bis 10 kWh erhal-
ten 8,2 Cent pro kWh und größere Anlagen 
ab einem Anlageanteil von 10 kWh erhal-ten 
7,1 Cent pro kWh.

Ab nächstem Jahr soll das EU-weite Recht 
auf Reparatur kommen. Produkte sollen dann 
einfacher repariert werden können. Für Ver-
braucher sind Reparaturen oft günstiger als 
eine Neuanschaffung, gleichzeitig werden 
Ressourcen geschont . Das Gesetz beinhaltet 
auch, dass Software-Updates reversibel sein 
müssen und zu keiner verminderten Leistung 
führen dürfen. Verbraucherinnen und Ver-
braucher sollen darüber beim Kauf umfassend 
informiert werden. Noch ist nicht ganz klar, ab 
wann die Regeln in Kraft treten.

Lange wurde darüber gestritten, jetzt kommt 
es endlich: das Lieferkettengesetz. In Deutsch-
land ansässige Unternehmen sind ab 2023 ver-
pflichtet, mehr Verantwortung in ihren Liefer- 
und Wertschöpfungsketten zu übernehmen. 
Unternehmen mit mehr als 3.000 Arbeit-
nehmern (und ab 2024 auch Unternehmen 
mit mehr als 1.000 Arbeitnehmern) müssen 
offenlegen, woher die Teile für ihre Produkte 
kommen und unter welchen Bedingungen sie 
erwirtschaftet wurden. Das soll Menschen-
rechtsstandards auch über Ländergrenzen hin-
weg garantieren und Kinder-, Zwangsarbeit 
und Umweltzerstörung verhindern.

Im neuen Jahr gibt es mehr Wohngeld-Berech-
tigte durch das "Wohngeld Plus". Die Zahl der 
Empfänger und Empfängerinnen steigt dann 
von rund 600.000 auf zwei Millionen. Die Än-
derung ist damit die größte Wohngeldreform 
in der Geschichte Deutschlands. Gleichzeitig 
findet eine spürbare Erhöhung des Betrags 

statt: Von 180 Euro verdoppelt sich der Betrag 
bei manchen auf bis zu 370 Euro. Dadurch sollen 
einkommensschwache Mieterinnen und Mieter 
entlastet werden.

Der aktuelle Beitragssatz von 14,6 Prozent steigt 
im nächsten Jahr auf 16,2 Prozent des Brutto-
lohns an. Diesen Rekordwert führen die Kran-
kenkassen auf die Coronakrise und die dadurch 
entstandenen Mehrkosten zurück.

Ab nächstem Jahr lassen sich Rentenbeiträge 
komplett von der Steuer absetzen. Die Besteu-
erung erfolgt dann erst mit der Auszahlung im 
Alter. Die Rechengrößen werden jedes Jahr ange-
passt, um die soziale Absicherung stabil zu halten. 
Außerdem steigt die Rente wieder an im Juli: Für 
Rentnerinnen und Rentner im Westen bedeutet 
das 3,5 Prozent mehr und im Osten 4,2 Prozent.

Im Mai kommenden Jahres steigen im Pflege-
sektor die Löhne: Pflegehilfskräfte erhalten dann 
13,90 Euro (vorher: 13,70 Euro), qualifizierte 
Pflegehilfskräfte 14,90 Euro (vorher: 14,60 Euro) 
und Pflegefachkräfte 17,65 Euro (vorher 17,10 
Euro). Eine weitere Erhöhung erfolgt im Dezem-
ber 2023: Pflegehilfskräfte 14,15 Euro, qualifizier-
te Pflegehilfskräfte 15,25 Euro und Pflegefach-
kräfte 18,25 Euro.

Im neuen Jahr profitieren Menschen mit niedri-
gem Einkommen von der Anhebung der Midi-
Job-Grenze. Diese wird auf 2.000 Euro Brutto im 
Monat angehoben. Niedrigverdiener behalten so 
mehr Netto, da sie weniger Sozialbeiträge zahlen 
müssen. Die bisherige Grenze lag bei 1.600 Euro.

Bereits dieses Jahr wurde die Tabaksteuer erhöht. 
Im Zeitraum von 2022 bis 2026 soll diese konti-
nuierlich steigen. Die Idee dahinter ist vor allem 

EU-Recht auf Reparatur 

der KREISEL  4.-2022

Wohngeld Plus

Krankenkassenbeiträge steigen

Lieferkettengesetz

Rentenanstieg

Mehr Geld für die Pflege

Anhebung der Midi-Job-Grenze

Tabaksteuer steigt
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eine Gewährleistung der "gesundheitspolitischen 
Lenkungswirkung" und der Schutz von Jugend-
lichen und Heranwachsenden. Für eine Packung 
Zigaretten (20 Stück) werden dann durchschnitt-
lich acht Cent mehr fällig, für eine Packung Fein-
schnitt (40 Gramm) zwischen 13 bis 16 Cent. Die 
Steuer gilt auch für Shisha, E-Zigaretten, Zigar-
ren und ähnliches.

Die Hinzuverdienstgrenze entfällt ab 01. Janu-
ar 2023 bei vorgezogenen Altersrenten und Er-
werbsminderungsrenten. Dadurch soll der Über-
gang von Erwerbsleben und Ruhestand flexibler 
gestaltbar sein.

Die Digitalisierung schreitet im Gesundheitssek-
tor langsam voran: Ab 2023 ist keine Krankmel-
dung mit gelbem Zetteln an Krankenkasse und 
Arbeitgeber mehr nötig. Die Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung kann dann elektronisch an den Ar-
beitgeber weitergeleitet werden.

Weg mit dem grauen Lappen: Die Geburtenjahr-
gänge 1959 bis 1964 müssen ihren Führerschein 
bis zum 19. Januar 2023 umtauschen. Dabei ist 
es egal, wann der Führerschein ausgestellt wurde. 
Wer mit alter Fahrerlaubnis erwischt wird, be-
kommt ein Verwarngeld von 10 Euro und muss 
den neuen Führerschein der Polizei vorlegen. 
Sonst gibt es erneut ein Bußgeld.

Ab 1. Januar 2023 erhalten Plug-in-Hybride kei-
ne Prämien mehr durch den Umweltbonus. E-
Autos erhalten nur noch eine reduzierte Prämie. 
Bei einem Netto-Listenpreis von 40.000 gibt es 
4500 Euro Zuschuss vom Staat und 2250 Euro 
vom Hersteller zu gesamt 6750 Euro. Ab 1. Sep-
tember können diese Prämie nur noch Privatper-
sonen beantragen.

Im neuen Jahr werden die Typ- und Regionalklas-
sen für Kfz-Versicherungen neu angesetzt. Rund 
4,8 Millionen Autofahrerinnen und Autofahrer 
kommen dann günstiger weg. Für 8,1 Millionen 
wird es im nächsten Jahr teurer, ein Großteil mit 
29,3 Millionen ist von den Änderungen nicht be-
troffen.

Ursprünglich war eine Steigerung der CO2-Steu-
er um 35 Euro pro Tonne auf Benzin- und Diesel-
Kraftstoffe geplant. Wegen der massiven Preis-
steigerungen bleibt diese Erhöhung nun aus. So 
werden 2023 weiterhin 30 Euro pro Tonne fällig. 
Die nächste Erhöhung soll dann 2024 erfolgen.

Änderung für Frührentner

Elektronische Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung

Führerscheinumtausch

E-Auto Prämie für Plug-in-Hyb-
ride gestrichen

Änderungen bei Kfz-Versicherun-
gen

CO2-Steuer steigt nicht weiter an
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Für Steuerzahler

Zinslose Darlehen sind steuerlich von Bedeutung. 
Die Unverzinslichkeit und die daraus stammen-
den Steuerfolgen zeigen sich insbesondere in zwei 
wesentlichen Bereichen: Erstens als Incentive-
Leistung eines Arbeitgebers an Mitarbeitende 
und zweitens bei der Darlehensvergabe zwischen 
Verwandten als Hilfe bei geplanten Investitionen 
oder als Geschenk. Die Unverzinslichkeit eines 
vom Arbeitgeber gewährten Darlehens stellt in 
Höhe des Vorteils Arbeitslohn dar. Die Finanz-
verwaltung besteuert aber nur Zinsvorteile, wenn 
am Ende eines Lohnabrechnungszeitraumes (üb-
licherweise also am Monatsende) die Darlehens-
summe 2.600 Euro übersteigt. Der geldwerte Vor-
teil ergibt sich dann aus der Differenz zwischen 
dem marktüblichen Zins und dem konkret ver-
einbarten Zinsbetrag. Dieser marktübliche Zins-
satz muss dabei aus Darlehen mit der gleichen 
Laufzeit und auch sonst üblichen Bedingungen 
(z. B. hinsichtlich der Sicherheiten) abgeleitet 
werden. Von dem so errechneten Vorteil kann 
ein Abschlag von 4 % abgezogen werden. Auch 
die Freigrenze für Sachbezüge von - ab 2022 - 
50 Euro pro Monat kann für den verbleibenden 
Zinsvorteil in Anspruch genommen werden. Dies 
gilt allerdings nur, wenn er nicht bereits für andere 
Sachbezüge berücksichtigt wurde. Bei Arbeitneh-
mern von Kreditinstituten bleibt der Zinsvorteil 
bis zu 1.080 Euro p. a. lohnsteuerfrei. Wird ein 
Zinsvorteil zwischen Verwandten oder anderen 
nahestehenden Personen gewährt, unterliegt er 
der Schenkung-steuer, soweit der jeweils anzu-
wendende Freibetrag überschritten wird. Auch die 
unverzinsliche (lebenslängliche) Stundung einer 
Zugewinnausgleichsforderung ist nach einem Ur-
teil des Bundesfinanzhofs wie ein Darlehen mit 
dem Nutzungsvorteil zu versteuern. Dabei ist der 
gesamte Vorteil für die Laufzeit lt. Sterbetafel in 
einer Summe steuerpflichtig im Zeitpunkt der 
Geltendmachung des Anspruchs. Zuvor ist aber 
immer zu untersuchen, ob die Vereinbarung auch 
tatsächlich alle wesentlichen Elemente eines Dar-
lehens enthält und insbesondere davon auszugehen 
ist, ob eine Rückzahlung vorgenommen werden 

soll. Ist dies nicht der Fall, liegt eine Schenkung 
der Ausgleichsforderung im Zeitpunkt ihrer Fäl-
ligkeit, d. h. unverzüglich nach der Feststellung 
der Höhe, vor.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass ein Arbeit-
nehmer für seine Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsplatz auch bei Nutzung eines Taxis Auf-
wendungen als Werbungskosten lediglich in Höhe 
der Entfernungspauschale von 0,30 Euro für je-
den Entfernungskilometer von der Steuer abset-
zen kann. Bei einem Taxi handelt es sich nicht um 
ein begünstigtes öffentliches Verkehrsmittel.

Das Bundesverfassungsgericht hatte mit Be-
schluss vom 08.07.2021 die Verfassungswidrigkeit 
des bundesgesetzlichen Zinssatzes von jährlich 
6 % für Steuernachzahlungen und -erstattungen 
festgestellt. Der Bundesgesetzgeber hat daraufhin 
eine verfassungsgemäße Neuregelung der Verzin-
sung, rückwirkend ab 01.01.2019, mit nunmehr 
1,8 % pro Jahr beschlossen. Ab November 2022 
werden nun die bayerischen Finanzämter auf-
grund dieser Gesetzesänderung von Amts wegen 
rund zwei Millionen geänderte Zinsbescheid in 
allen offenen Fällen an die betroffenen Bürger 
übermitteln. Hierfür ist somit kein Antrag er-
forderlich. Haben Steuerbürger bereits einen Be-
scheid mit einer Steuererstattung und einer Zins-
festsetzung unter Anwendung der ursprünglichen 
6 % jährlichem Zins erhalten, besteht insoweit in 
der Regel ein Vertrauensschutz und es ist keine 
teilweise Rückzahlung des Zinses notwendig. Nur 
wenn der Zins bislang noch nicht festgesetzt wur-
de, erfolgt dies nun mit dem neuen Zinssatz von 
1,8 %.

Abzug von Taxikosten für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeits-
platz nur in Höhe der Entfernungs-
pauschale

der KREISEL  4.-2022

Steuerfolgen bei der Vergabe von 
unverzinslichen Darlehen

Anpassung von Zinsfestsetzungen 
für Steuernachzahlungen und -er-
stattungen
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Für Steuerzahler

Auch viele Minijobber haben die Energiepreis-
pauschale (EPP) in Höhe von 300 EUR erhalten. 
Sofern der (originäre) Verdienst vom Arbeitgeber 
pauschal mit 2 % besteuert wird, musste auf die 
300 EUR EPP keine pauschale Steuer abgeführt 
werden. Bei der Einkommensteuerveranlagung 
für 2022 kann es aber nach den Ausführungen des 
Bundesfinanzministeriums (FAQs „Energiepreis-
pauschale [EPP]“, unter VIII. Nr. 1) in gewissen 
Konstellationen zu einer Steuerpflicht kommen.

FAQs „Energiepreispauschale (EPP)“,  
VIII. Nr. 1

Bei Arbeitnehmern, die ausschließlich pauschal 
besteuerten Arbeitslohn aus einer kurzfristigen 
oder geringfügigen Beschäftigung oder einer Aus-
hilfstätigkeit in der Land- und Forstwirtschaft er-
zielen und im gesamten Jahr 2022 keine weiteren 
anspruchsberechtigenden Einkünfte haben, ge-
hört die EPP nicht zu den steuerpflichtigen Ein-
nahmen. 

Wenn neben dem pauschal besteuerten Arbeits-
lohn weitere anspruchsberechtigende Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebe-
trieb oder aus selbstständiger Arbeit erzielt wer-
den, gehört die EPP zu den sonstigen Einkünften.

Da die EPP bei pauschal besteuertem Arbeitslohn 
nach § 40a Einkommensteuergesetz (EStG) nicht 
steuerpflichtig ist (§ 119 Abs. 1 S. 2 EStG), wur-
de sie von den Arbeitgebern nicht steuerpflichtig 
erfasst. Handelt es sich nun aber z. B. um Steuer-
pflichtige, die in 2022 zudem Einkünfte aus einer 
gewerblichen oder selbstständigen Tätigkeit bezo-
gen haben, dann wird die EPP über die Einkom-
mensteuerveranlagung steuerpflichtig. Es liegen 
sonstige Einkünfte nach § 22 Nr. 3 EStG vor (vgl. 
§ 119 Abs. 2 EStG).

Der Bundesfinanzhof hat aktuell Folgendes ent-
schieden: Ein Werbungskostenabzug im Zusam-
menhang mit der Durchführung von wöchent-
lichen Familienheimfahrten im Rahmen einer 
doppelten Haushaltsführung ist selbst dann aus-
geschlossen, wenn dem Arbeitnehmer für die 
Überlassung eines Firmenwagens tatsächlich 
Kosten entstehen.

Sachverhalt     
Ein Ingenieur mit doppelter Haushaltsführung 
verfügte über einen Firmenwagen, den er auch 
privat nutzen durfte. Hierfür musste er an seinen 
Arbeitgeber pauschale und kilometerabhängige 
Zahlungen leisten. In seiner Einkommensteuer-
erklärung begehrte der Arbeitnehmer den Abzug 
der Aufwendungen für die Familienheimfahr-
ten als Werbungskosten bei den Einkünften aus 
nichtselbstständiger Arbeit – jedoch zu Unrecht, 
wie der Bundesfinanzhof entschied.

§ 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 S. 8 Einkommensteuergesetz 
(EStG) ordnet den Ausschluss des Werbungskos-
tenabzugs für Familienheimfahrten pauschal für 
jedwede Überlassung eines Pkw im Rahmen ei-
ner Einkunftsart an. Ob der Arbeitnehmer für die 
Nutzung des ihm von seinem Arbeitgeber (auch) 
für die (wöchentlichen) Familienheimfahrten im 
Rahmen einer Einkunftsart überlassenen Kfz ein 
Entgelt entrichten muss, ist insoweit unbedeu-
tend. Korrespondierend dazu verzichtet der Ge-
setzgeber (vgl. § 8 Abs. 2 S. 5 HS 2 EStG) auf 
den Ansatz eines geldwerten Vorteils für eine wö-
chentliche Familienheimfahrt.

Beachten Sie     
Der geldwerte Vorteil für die Privatfahrten und 
die Fahrten zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte ist auch insoweit zu mindern, als die 
Zuzahlungen des Arbeitnehmers auf die Famili-
enheimfahrten entfallen. Dies kann aber „nur“ zu 
einem Nichtansatz des geldwerten Vorteils füh-
ren, nicht aber zu negativen Einnahmen. 
Quelle | BFH-Urteil vom 4.8.2022, Az. VI R 35/20, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 231503

Energiepreispauschale und Mini-
job: Mögliche Steuerpflicht bei der 
Veranlagung zur Einkommensteu-
er 2022

Keine Werbungskosten für Fami-
lienheimfahrten bei teilentgeltlich 
überlassenem Pkw
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Im privaten Bereich kommt es vor allem auf die 
persönlichen Verhältnisse an, ob Ausgaben vor-
gezogen oder in das Jahr 2023 verlagert werden 
sollten. Eine Verlagerung kommt bei Sonderaus-
gaben (z. B. Spenden) oder außergewöhnlichen 
Belastungen (z. B. Arzneimittel) in Betracht. Bei 
außergewöhnlichen Belastungen sollte man die 
zumutbare Eigenbelastung im Blick haben, deren 
Höhe vom Gesamtbetrag der Einkünfte, Famili-
enstand und der Anzahl der Kinder abhängt. 

Praxistipp      
Ist abzusehen, dass die zumutbare Eigenbelastung 
in 2022 nicht überschritten wird, sollten offene 
Rechnungen (nach Möglichkeit) erst in 2023 be-
glichen werden. Ein Vorziehen lohnt sich, wenn 
in 2022 bereits hohe Aufwendungen getätigt wur-
den.

Ist der Höchstbetrag bei Handwerkerleistungen 
(20 % der Lohnkosten, maximal 1.200 EUR) er-
reicht, sollten Rechnungen nach Möglichkeit erst 
in 2023 beglichen werden. Dasselbe gilt, wenn in 
2022 z. B. wegen Verlusten aus einer selbststän-
digen Tätigkeit keine Einkommensteuer anfällt. 
Denn dann kann kein Abzug von der Steuer-
schuld vorgenommen werden. Ein Vor- oder 
Rücktrag der Steuerermäßigung ist nicht möglich.

Vermieter, die ihre Immobilie mit einer oder meh-
reren Ladestationen ausstatten, können die dafür 
angefallenen Kosten steuermindernd geltend ma-
chen. Steuerrechtlich werden nachgerüstete E-
Ladesäulen als eigenständige Wirtschaftsgüter 
betrachtet. Die Kosten für die Nachrüstung der 
Ladesäule können Vermieter über die betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer abschreiben. Dabei 
besteht ein gewisser Spielraum. Die Finanzver-
waltung setzt bei „intelligenten Wandladestati-
onen“ (sog. Wallboxen oder Wall Connectoren) 

eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 
sechs bis zehn Jahren an. Über diesen Zeitraum 
hinweg können Vermieter die Anschaffungs- und 
Installationskosten, aber auch die eventuell not-
wendige Genehmigung durch den Netzbetreiber, 
komplett abschreiben. Es profitieren aber nicht 
nur Vermieter. Auch Steuerpflichtige, die an oder 
in der privaten Immobilie eine Ladeinfrastruktur 
nachrüsten, können die dafür anfallenden Kosten 
steuerlich geltend machen. Für die Installations-
kosten (ausschließlich Arbeitskosten) und eine in 
Rechnung gestellte Anfahrtspauschale des Elek-
trofachbetriebs kann eine Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen in Höhe von 20 Prozent 
der Gesamtsumme, maximal aber 1.200 Euro im 
Jahr, geltend gemacht werden.

Eine aus den Eheleuten bestehende Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts (GbR), betrieb bereits seit 
2013 eine Aufdach-Solaranlage. Die GbR plante 
in 2016 eine weitere Photovoltaikanlage mit Bat-
teriespeichersystem auf der Nordseite des Daches. 
Diese Komplettanlage sollte mit einem Programm 
finanziert werden, das vor Abschluss der Verträ-
ge im Jahr 2016 eingestellt wurde. Auf Vorschlag 
der finanzierenden Banken wurde daher zunächst 
die Photovoltaikanlage erworben und aufgebaut 
und der Erwerb des Speichersystems auf das Jahr 
2017 verschoben, um die Fördermittel zu erhalten. 
Nach Lieferverzögerungen wurde das Speichersys-
tem im Frühsommer 2017 in Betrieb genommen. 
Das Batteriespeichersystem dient der Speicherung 
des durch die Solaranlage erzeugten Stromes, der 
ausschließlich für die private Versorgung der GbR 
verwendet wird. Das beklagte Finanzamt lehn-
te den Vorsteuerabzug für das Speichersystem ab. 
Die Stromspeicher seien nachträglich angeschafft 
worden, dienten der privaten Stromversorgung 
und könnten daher nicht dem Unternehmen zu-
geordnet werden. Eine Ausnahme komme nur bei 
gleichzeitiger Anschaffung von Photovoltaikanla-
ge und Stromspeicher in Betracht. Die hiergegen 
erhobene Klage wies das Finanzgericht Baden-
Württemberg ab. Der GbR stehe nach Auffassung 
des Gerichts kein Vorsteuerabzug aus den Rech-
nungen für das Batteriespeichersystem zu, weil die-

Verlagerung von Ausgaben im pri-
vaten Bereich

der KREISEL  4.-2022

E-Ladesäulen steuermindernd 
geltend machen

Stromspeicher ist keine wesentli-
che Komponente einer Photovol-
taik-Anlage
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Großeltern erben und bis zu 20.000 Euro Ge-
schwister, Nichten, Neffen und Lebensgefährten. 
Neben den persönlichen Freibeträgen steht den 
Kindern und Stiefkindern sowie Ehe- oder Le-
benspartnern des Erblassers oder der Erblasse-
rin in vielen Fällen noch ein besonderer Versor-
gungsfreibetrag zu. Dieser beträgt 256.000 Euro 
für Ehe- oder Lebenspartner eines Erblassers. 
Kinder des Erblassers können, abhängig von ih-
rem Alter, einen Versorgungsfreibetrag zwischen 
10.300 Euro und 52.000 Euro geltend machen. 
Für Kinder und Stiefkinder bis zum Alter von fünf 
Jahren liegt der besondere Versorgungsfreibetrag 
bei 52.000 Euro, zwischen fünf und zehn Jahren 
bei 41.000 Euro, zwischen zehn und 15 Jahren 
bei 30.700 Euro, zwischen 15 und 20 Jahren bei 
20.500 Euro und zwischen 20 und dem vollende-
ten 27. Lebensjahr bei 10.300 Euro. Neben den 
steuerlichen Freibeträgen und den besonderen 
Versorgungsfreibeträgen werden unter bestimm-
ten Voraussetzungen weitere Freibeträge gewährt, 
die die Erbschaftsteuerlast mindern. Für Hausrat 
einschließlich Wäsche und Kleidungsstücke erhält 
ein Erbe oder eine Erbin der Steuerklasse I einen 
Freibetrag von 41.000 Euro. Für Gegenstände, 
die nicht zum Hausrat zählen, wie z. B. bestimm-
ter Schmuck oder Kunstgegenstände, gibt es ei-
nen weiteren Freibetrag von 12.000 Euro. Erben 
in den Steuerklassen II oder III bekommen für 
Hausrat und Gegenstände insgesamt einen Frei-
betrag von 12.000 Euro. Ein Pflegefreibetrag von 
bis zu 20.000 Euro wird gewährt, wenn ein Kind 
(Erbe) den Elternteil (Erblasser) bis zu dessen 
Tod unentgeltlich oder gegen ein unzureichendes 
Entgelt gepflegt oder ihm Unterhalt gewährt hat.

ses nicht für Zwecke der besteuerten Umsätze der 
Klägerin erfolgen sollte, sondern ausschließlich 
den privaten Belangen ihrer Gesellschafter diene. 
Der in den Batterien gespeicherte Strom werde 
ausschließlich für den privaten Verbrauch der Ge-
sellschafter verwendet. Des Weiteren richte sich 
der Vorsteuerabzug nicht nach der Verwendung 
der Photovoltaikanlage, da das Batteriespeicher-
system nicht Bestandteil der Photovoltaikanlage 
geworden sei. Der Stromspeicher gehöre nicht zu 
den für den Betrieb einer Photovoltaik-Anlage 
wesentlichen Komponenten, da ein Stromspeicher 
nicht der Produktion von Solarstrom diene.

Ein Erbe verliert nicht die Erbschaftsteuerbefrei-
ung für ein Familienheim, wenn ihm die eigene 
Nutzung des Familienheims aus gesundheitlichen 
Gründen unmöglich oder unzumutbar ist. So ent-
schied der Bundesfinanzhof. Der Bundesfinanz-
hof hat das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und 
die Sache an das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Grundsätzlich setze die Steuerbefreiung voraus, 
dass der Erbe für zehn Jahre das geerbte Famili-
enheim selbst nutze, es sei denn, er sei aus „zwin-
genden Gründen“ daran gehindert. „Zwingend“ 
erfasse nicht nur den Fall der Unmöglichkeit, son-
dern auch die Unzumutbarkeit der Selbstnutzung 
des Familienheims. Reine Zweckmäßigkeitserwä-
gungen, wie etwa die Unwirtschaftlichkeit einer 
Sanierung, genügten zwar nicht. Anders liege es, 
wenn der Erbe aus gesundheitlichen Gründen für 
eine Fortnutzung des Familienheims so erhebli-
cher Unterstützung bedürfe, dass nicht mehr von 
einer selbstständigen Haushaltsführung zu spre-
chen sei. Das Finanzgericht habe hier deshalb 
unter Mitwirkung der Klägerin das Ausmaß ihrer 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen zu prüfen.

Ehepartner und eingetragene Lebenspartner kön-
nen bis zu 500.000 Euro abgabefrei erben. Kin-
der können von jedem Elternteil bis zu 400.000 
Euro steuerfrei erben. Bis zu 200.000 Euro kön-
nen Enkelinnen und Enkel abgabefrei von ihren 

Erbschaftsteuerbefreiung für ein 
Familienheim trotz Auszug

Durch Freibeträge kann Erb-
schaftsteuerpflicht entfallen
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Von einer erweiterten unbeschränkten Erb-
schaft-/ Schenkungsteuerpflicht spricht der Ge-
setzgeber dann, wenn deutsche Staatsangehörige 
ihren Wohnsitz aus Deutschland in das Ausland 
verlegen oder als „Weltenbummler“ keinen an-
deren Wohnsitz begründen und seitdem noch 
keine fünf Jahre vergangen sind (bei Wegzug 
in die USA sogar zehn Jahre!). Das gilt auch 
dann, wenn die Person daneben noch eine ande-
re Staatsangehörigkeit hat. Auch bei einer durch 
Schenkung oder Erbfall bedachten Person gibt 
es die erweiterte unbeschränkte Steuerpflicht. 
Damit führt diese Art der Steuerpflicht bei den 
betroffenen Personen zur Besteuerung wie bei 
Inländern. Neben der deutschen Steuer auf eine 
Erbschaft/Schenkung wird in der Regel auch 
eine Steuer im Wohnsitzstaat des Erblassers/
Schenkers bzw. der Erwerber anfallen. Soweit 
bei einem Erwerber nicht ein Doppelbesteue-
rungsabkommen zur Minderung der Erbschaft-/
Schenkungsteuer zur Anwendung kommt - trifft 
nur für Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Schweiz und die USA zu -, kann nur die auf 
das Auslandsvermögen anfallende Steuer gem. 
§ 21 Abs. 1 ErbStG anteilig angerechnet wer-
den. Diese Anrechnung bezieht sich aber nur auf 
das Auslandsvermögen i. S. von § 121 BewG.
Die erweiterte unbeschränkte Steuerpflicht kann 
dadurch vermieden werden, dass der Schenker/
Erblasser die deutsche Staatsangehörigkeit vor 
dem steuerpflichtigen Ereignis (Schenkung oder 
Erbanfall) aufgibt. Das hat aber selbstverständ-
lich über den Steuerfall hinausgehende Auswir-
kungen.

Die beschränkte Steuerpflicht im Rahmen der 
Erbschaft-/Schenkungsteuer tritt in den Fällen 
ein, in denen sich das übertragene Vermögen 
im Inland befindet, aber sowohl der Erblasser/

Schenker als auch die Erben/Beschenkten ihren 
Wohnsitz außerhalb Deutschlands haben. Bei 
diesen Sachverhalten ist nur das in § 121 BewG 
definierte Vermögen für die Steuer heranzuziehen. 
Hierzu gehört das land- und forstwirtschaftliche 
Vermögen, Grundvermögen, Betriebsvermögen 
einer Betriebsstätte im Inland, Anteile an einer 
Kapitalgesellschaft im Inland, wenn der Gesell-
schafter - allein oder zusammen mit anderen 
nahestehenden Personen - an der Gesellschaft 
zu mindestens 10 % beteiligt ist. Dazu gehören 
außerdem noch einzelne in inländische Register 
eingetragene Rechte und an inländische Gewer-
bebetriebe vermietete bewegliche Wirtschafts-
güter. Auch durch Hypotheken abgesicherte 
Forderungen und stille Beteiligungen fallen un-
ter das Inlandsvermögen. Dieses zu besteuernde 
Vermögen wird erweitert in den Fällen, in de-
nen ein bisher unbeschränkt Steuerpflichtiger in 
ein Niedrigsteuerland wegzieht. Für diese Rege-
lung ist das Außensteuergesetz anzuwenden, das 
allgemein den Wegzug in Niedrigsteuerländer 
bekämpft. Die Niedrigsteuerländer werden im 
Gesetz abstrakt nach zwei verschiedenen Maßstä-
ben definiert. Beim 1. Maßstab wird verglichen, 
ob bei einem steuerpflichtigen Einkommen von 
77.000 Euro bei einem Ledigen die Einkommen-
steuer im Ausland weniger als 2/3 der deutschen 
Steuer beträgt. Der 2. Maßstab ist anzuwenden, 
wenn der ausländische Staat dem Zugezogenen 
eine Vorzugsbesteuerung gewährt. Die Folgen 
der Einordnung in die erweiterte Steuerpflicht 
bestehen insbesondere darin, dass eine Reihe von 
Forderungen und Rechten der Erbschaft-/Schen-
kungsteuer zusätzlich zum Vermögen gem.  § 121 
BewG unterliegen. Hierzu gehören Kapitalfor-
derungen an inländische Schuldner, Spareinlagen 
und Bankguthaben bei inländischen Banken, Ak-
tien, Investmentfondsanteile, Anteile an inländi-
schen Genossenschaften, Versicherungsansprüche 
an inländische Versicherungsunternehmen und 
Erfindungen sowie Urheberrechte, die im Inland 
verwertet werden. Im Prinzip richtet sich die er-
weiterte beschränkte Steuerpflicht damit gegen 
Personen, bei denen unterstellt wird, dass sie ihren 
Wohnsitz in Deutschland nur aufgegeben haben, 
um die vergleichsweise hohe Steuerlast gegen eine 
günstige Besteuerung in einem Niedrigsteuerland 
auszutauschen.

der KREISEL  4.-2022

Bedeutung der erweiterten un-
beschränkten Erbschaft-/Schen-
kungsteuerpflicht

Die erweiterte beschränkte Steuer-
pflicht bei der Erbschaft-/Schen-
kungsteuer



17

Für Steuerzahler

bautes Grundstück veröffentlicht (Stand: Juni 
2022, unter www.iww.de/s4848).

Hintergrund     
Die auf das Gebäude entfallenden Anschaffungs-
kosten können durch planmäßige Abschreibun-
gen zeitnah steuermindernd genutzt werden. Die 
Anschaffungskosten für den Grund und Boden 
unterliegen hingegen keinem Wertverzehr und 
sind nicht planmäßig abschreibungsfähig. Dem-
zufolge muss ein Gesamtkaufpreis für ein bebau-
tes Grundstück auf das Gebäude und den Grund 
und Boden aufgeteilt werden.

Nach den Ausführungen des Bundesfinanzmi-
nisteriums ermöglicht es die Arbeitshilfe (unter 
Berücksichtigung der höchstrichterlichen Recht-
sprechung) in einem typisierten Verfahren entwe-
der eine Kaufpreisaufteilung selbst vorzunehmen 
oder die Plausibilität einer vorliegenden Auftei-
lung zu prüfen. 

Beachten Sie     
Inwieweit durch dieses typisierte Verfahren über-
höhte (nicht abschreibungsfähige) Werte für den 
Grund und Boden ermittelt werden, hängt sicher-
lich vom Einzelfall ab. In der Praxis ist jedenfalls 
eine eindeutige Aufteilung im Kaufvertrag rat-
sam, wobei die Beurteilungsmaßstäbe dokumen-
tiert werden sollten.    
Quelle | BMF vom 28.6.2022: Arbeitshilfe zur Aufteilung 
eines Gesamtkaufpreises für ein bebautes Grundstück (Kauf-
preisaufteilung) – Arbeitshilfe und Anleitung mit Stand vom 
Juni 2022

Der Entwurf der Bundesregierung für ein Jahres-
steuergesetz ( JStG) 2022 beinhaltet u. a. Neue-
rungen für den Abzug von Aufwendungen für Tä-
tigkeiten im Arbeitszimmer und in der häuslichen 
Wohnung. Zudem ist vor allem auf eine Freistel-
lung von der Einkommen- und Umsatzsteuer bei 
Photovoltaik-Kleinanlagen hinzuweisen.

Wer viel zu vererben hat, kann frühzeitig Ver-
mögenswerte an die nachfolgende Generation 
weitergeben. So können Steuerfreibeträge bei 
Erbschaft und Schenkung bestmöglich ausge-
nutzt werden. Wer z. B. ein Wertpapierdepot be-
sitzt, kann dieses noch zu Lebzeiten unter Nieß-
brauchsvorbehalt verschenken. Der Schenkende 
überträgt dabei sein Depot an den Begünstigten, 
der damit neuer Eigentümer wird. Die Erträge, 
die das Depot abwirft, werden dann fortan abge-
schöpft und gehen an den Schenkenden, d. h. den 
Nießbraucher. Gleichzeitig behält der Nießbrau-
cher die Entscheidungsgewalt über die Anlagen 
und möglichen Entnahmen. Der Vorteil ist, dass 
durch den Nießbrauch der zu versteuernde Ver-
mögensanteil sinkt. Zusätzlich zu den sog. persön-
lichen Freibeträgen bei Erbschaft und Schenkung 
berücksichtigt das Finanzamt auch den sog. Ka-
pitalwert des Nießbrauchs. Das ist der Wert, den 
der Nießbrauch für den Nießbraucher hat, also in 
diesem Fall die Summe der zu erwartenden De-
poterträge. Er hängt vom Alter des Schenkenden 
und von der angenommenen Jahresrendite des 
Depots ab. Je jünger der Schenkende zu Beginn 
des Nießbrauchs und je höher die durchschnittli-
che Wertentwicklung des Depots, desto höher ist 
der Kapitalwert und desto niedriger der zu ver-
steuernde Restbetrag. Wenn der Nießbraucher 
jedoch schon kurze Zeit nach Beginn des Nieß-
brauchsverhältnisses verstirbt, kann der Freibetrag 
durch den Kapitalwert verfallen. Wann genau das 
der Fall ist, regelt § 14 BewG und hängt vom Al-
ter des Nießbrauchers ab. Je älter der Schenkende 
ist, desto früher ist der Nießbrauch aufgebraucht 
- üblicherweise nach zehn Jahren. Gegenüber dem 
Finanzamt muss angezeigt werden, welches Depot 
mit welchem Wert von wem an wen übertragen 
worden ist. Zur Erstellung eines Schenkungsver-
trags sollte aufgrund der Komplexität ein Steuer-
berater oder Rechtsanwalt konsultiert werden.

Die Verwaltung hat eine neue Arbeitshilfe zur 
Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein be-

Bebaute Grundstücke: Neue Ar-
beitshilfe zur Kaufpreisaufteilung

Mit Nießbrauchsrecht fürs Wert-
papierdepot Steuern sparen

Jahressteuergesetz 2022: Das 
Wichtigste aus dem Entwurf der 
Bundesregierung
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Beachten Sie     
Ein Abzug der Tagespauschale bei einer häusli-
chen Wohnung (vgl. dazu später mehr) ist neben 
dem Abzug der Jahrespauschale für eine andere 
Tätigkeit nicht zulässig.

Bildet das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruflichen Betä-
tigung, soll ein vollständiger Abzug der Kosten 
nicht mehr möglich sein (Verschärfung), soweit

 � ein anderer Arbeitsplatz für die im häuslichen 
Arbeitszimmer ausgeübten Betätigungen 
dauerhaft zur Verfügung steht und 

 � die Nutzung des Arbeitszimmers zur Betäti-
gungsausübung nicht erforderlich ist (entge-
gen der Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs).

Muss die Tätigkeit nur tageweise in der häusli-
chen Wohnung ausgeübt werden, weil den Steu-
erpflichtigen an den übrigen Arbeitstagen ein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, kommt 
ein Abzug der Aufwendungen nur über die Ta-
gespauschale bei einer häuslichen Wohnung in 
Betracht.

Merke      
In „Mittelpunktsfällen ohne anderen Arbeits-
platz“ sollen die Steuerpflichtigen zwischen dem 
Abzug der tatsächlichen Kosten und der Jahres-
pauschale (1.250 EUR) wählen können.

Häusliche Wohnung 

Nach der Gesetzesbegründung hat sich die in-
folge der Coronapandemie eingeführte Home-
office-Pauschale als vereinfachende Regelung für 
Sachverhalte bewährt, in denen kein dem Typus-
begriff entsprechendes häusliches Arbeitszim-
mer zur Verfügung steht, sondern z. B. nur eine 
„Arbeitsecke“. Für alle Fälle der betrieblichen 

Tätigkeiten im Arbeitszimmer und in der häusli-
chen Wohnung

Der Abzug von Aufwendungen für Tätigkeiten im 
Arbeitszimmer und in der häuslichen Wohnung 
soll ab 2023 neu geregelt werden. Vor allem die 
Gesetzesbegründung liefert hierzu folgende De-
tails: 

Häusliches Arbeitszimmer

Ein häusliches Arbeitszimmer ist ein Raum, der 
seiner Lage nach in die häusliche Sphäre des 
Steuerpflichtigen eingebunden ist und nach Aus-
stattung und Funktion der Erledigung betriebli-
cher oder beruflicher Arbeiten überwiegend büro-
mäßiger Art dient. Bisher sind Aufwendungen (z. 
B. Miete und Strom) wie folgt abzugsfähig:

 � Bis zu 1.250 EUR jährlich, wenn für die be-
triebliche oder berufliche Tätigkeit kein ande-
rer Arbeitsplatz zur Verfügung steht,

 � ohne Höchstgrenze, wenn das Arbeitszimmer 
den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen 
und beruflichen Betätigung bildet.

Steuerpflichtige, die ein häusliches Arbeitszim-
mer nutzen und denen dauerhaft (hierzu erfolgt 
leider keine weitere Definition) kein anderer Ar-
beitsplatz zur Verfügung steht, können ihre Auf-
wendungen weiterhin als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abziehen. Der Höchstbetrag von 
1.250 EUR soll in einen Pauschbetrag in gleicher 
Höhe umgewandelt werden. Diese Jahrespauscha-
le soll für die gesamte Betätigung gewährt wer-
den. Üben Steuerpflichtige verschiedene betrieb-
liche oder berufliche Tätigkeiten aus und sind die 
Voraussetzungen für die Jahrespauschale jeweils 
erfüllt, ist die Pauschale auf die Tätigkeiten auf-
zuteilen (keine Vervielfachung). Zudem ist die 
Jahrespauschale raumbezogen anzuwenden (keine 
personenbezogene Vervielfältigung).
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und beruflichen Betätigung in der häuslichen 
Wohnung soll (weiterhin) ein Abzug in Form ei-
ner Tagespauschale von 5 EUR gewährt werden. 
Der jährliche Höchstbetrag soll um 400 EUR auf 
1.000 EUR (= 200 Tage) erhöht werden.

Merke      
Erfüllen Steuerpflichtige die Voraussetzungen 
für den Abzug tatsächlicher Kosten oder für den 
Abzug der Jahrespauschale für ein häusliches Ar-
beitszimmer, können sie zwischen diesen Abzü-
gen und dem Abzug der Tagespauschale wählen. 
Ein Abzug von tatsächlichen Kosten, Jahres- oder 
Tagespauschale nebeneinander ist allerdings nicht 
zulässig. 

Der Betrag von 5 EUR gilt für jeden Kalendertag, 
an dem die betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
überwiegend in der häuslichen Wohnung ausge-
übt und die erste Tätigkeitsstätte nicht aufgesucht 
wird. Der Ausschluss (Pauschale in Höhe von 5 
EUR und Entfernungspauschale für Fahrten zur 
ersten Tätigkeitsstätte) gilt aber nicht, wenn dem 
Steuerpflichtigen für die Betätigung kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Hier kann so-
wohl die Entfernungs- als auch die Tagespauscha-
le abgezogen werden.

Beachten Sie     
Im Gegensatz zur bisherigen Homeoffice-Pau-
schale schließt der Abzug von Reisekosten (bei 
einer Auswärtstätigkeit) den Abzug der Tages-
pauschale nicht grundsätzlich aus. 

Merke      
Können Steuerpflichtige Unterkunftskosten für 
eine doppelte Haushaltsführung abziehen, ist ein 
zusätzlicher Abzug der Tagespauschale nicht zu-
lässig, soweit die Steuerpflichtigen ihre betriebli-
che oder berufliche Betätigung in der Wohnung 
ausüben, für die die Mehraufwendungen für eine 
doppelte Haushaltsführung abgezogen werden 
können. Üben Steuerpflichtige verschiedene Tä-
tigkeiten aus, sind sowohl die Tagespauschale (5 
EUR) als auch der Höchstbetrag von 1.000 EUR 
auf die Betätigungen aufzuteilen. Ein Abzug der 
Tagespauschale ist auch zulässig, wenn ein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht.
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Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung 
wurde um 0,8 % angehoben. Somit liegt er im 
Jahr 2023 bei 5 %. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales hat zu der Anpassung wie 
folgt Stellung genommen:

Der Künstlersozialabgabesatz lag seit 2018 bei 
4,2 %. Dies wurde durch zusätzliche Bundesmit-
tel in Höhe von insgesamt 117 Mio. EUR in den 
Jahren 2021 und 2022 gewährleistet. Wegen der 
großen wirtschaftlichen Schäden in der Kunst- 
und Kulturwirtschaft infolge der Coronapande-
mie hätte der Abgabesatz für 2023 eigentlich auf 
5,9 % angehoben werden müssen. Durch weite-
re Bundesmittel (in Höhe von rund 58,9 Mio. 
EUR) wurde der Anstieg des Abgabesatzes im 
Jahr 2023 auf 5,0 % begrenzt.

Hintergrund     
Über die Künstlersozialversicherung werden 
über 190.000 selbstständige Künstler und Pub-
lizisten als Pflichtversicherte in den Schutz der 
gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversi-
cherung einbezogen. Die Künstler und Publizis-
ten tragen, wie abhängig beschäftigte Arbeitneh-
mer, die Hälfte ihrer Sozialversicherungsbeiträge. 
Die andere Beitragshälfte wird finanziert durch 
einen Bundeszuschuss (20 %) und durch die 
Künstlersozialabgabe der Unternehmen (30 %), 
die künstlerische und publizistische Leistungen 
verwerten.     
Quelle | Künstlersozialabgabe-Verordnung 2023, BGBl I 
2022, S. 1508; BMAS, „Künstlersozialabgabe künftig bei 5,0 
Prozent“, Mitteilung vom 11.8.2022

Die Absenkung der Umsatzsteuer für Speisen in 
der Gastronomie von 19 % auf 7 % wurde durch 
das „Achte Gesetz zur Änderung von Verbrauch-
steuergesetzen“ (BGBl I 2022, S. 1838) bis zum 

Wenn an den Grundstücken eines Steuerpflich-
tigen Grundschulden bestellt werden, die der 
Absicherung von Darlehen dienen, die eine 
Personengesellschaft aufgenommen hat, de-
ren Gesellschaftsanteile von Angehörigen des 
Steuerpflichtigen gehalten werden, beruht die 
Grundschuldbestellung auch dann nicht auf ei-
nem einkünftebezogenen Veranlassungszusam-
menhang, wenn die Grundstücke der Personen-
gesellschaft entgeltlich zur Nutzung überlassen 
werden. So entschied das Niedersächsische Fi-
nanzgericht. Wenn die Grundstücke und die 
Anteile der Personengesellschaft später von ei-
nem anderen Steuerpflichtigen erworben werden, 
wandle sich der Veranlassungszusammenhang für 
die Grundschuldbestellung trotz der entstande-
nen Betriebsaufspaltung nicht in einen betrieb-
lichen Veranlassungszusammenhang. Zahlungen 
zur Ablösung so entstandener Grundschulden sei-
en weder als Betriebsausgaben abzugsfähig noch 
würden sie nachträgliche Anschaffungskosten für 
den Erwerb der Anteile der Personengesellschaft 
darstellen.

Der Bundesfinanzhof vertritt die Auffassung, die 
Umsatzsteuer-Vorauszahlung für den Voranmel-
dungszeitraum des Dezembers des Vorjahres, die 
zwar innerhalb des maßgeblichen Zehn-Tages-
Zeitraums geleistet, aber wegen einer Dauer-
fristverlängerung erst danach fällig wird, ist bei 
der Gewinnermittlung durch Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung erst im Jahr des Abflusses als 
Betriebsausgabe zu berücksichtigen.

Kein einkünftebezogener Ver-
anlassungszusammenhang bei 
Grundschuldbestellungen

Freiwillige Zahlung einer Umsatz-
steuer-Vorauszahlung des Vorjah-
res vor Fälligkeit als Betriebsaus-
gabe

Künstlersozialabgabe steigt in 
2023 auf 5,0 %

Umsatzsteuerentlastung für die 
Gastronomie bis Ende 2023 ver-
längert 
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31.12.2023 verlängert. Ausgenommen sind aller-
dings weiterhin Getränke, d. h., hier gilt der regu-
läre Umsatzsteuersatz von 19 %. 

Beachten Sie     
Eigentlich wäre die in der Coronapandemie ein-
geführte Stützungsmaßnahme für die Gastrono-
mie zum 31.12.2022 ausgelaufen. Nunmehr sollen 
auch die Folgen der gestiegenen Energiepreise ab-
gemildert werden.

Nutzen Unternehmen für ihre Kassenführung 
noch „alte“ Registrierkassen, die nicht mit einer 
zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung 
(TSE) ausgerüstet sind, wird es allerhöchste Zeit. 
Denn die (letzte) Übergangsregelung endet zum 
31.12.2022. |

Hintergrund     
Bestimmte elektronische Aufzeichnungssysteme 
(insbesondere elektronische oder computerge-
stützte Kassensysteme oder Registrierkassen ein-
schließlich tabletbasierter Kassensysteme) müssen 
über eine TSE verfügen, die aus drei Bestandteilen 
besteht:

 � einem Sicherheitsmodul, 

 � einem Speichermedium und 

 � einer digitalen Schnittstelle. 

Nach dem 25.11.2010 und vor dem 1.1.2020 an-
geschaffte Registrierkassen, die die Anforderun-
gen der 2. Kassenrichtlinie (u. a. Einzelaufzeich-
nungspflicht) erfüllen, aber bauartbedingt nicht 
mit einer TSE aufgerüstet werden können, dürfen 
nur noch bis Ende 2022 verwendet werden. 

Beachten Sie     
Die Unmöglichkeit der Aufrüstung war durch 
eine entsprechende Bescheinigung des Kassen-
aufstellers bzw. -herstellers, die der Systemdoku-
mentation beizufügen war, nachzuweisen.

Merke      
Da die Frist für die vorgenannten Registrier-
kassen nunmehr ausläuft, müssen Unternehmer 
handeln und ein neues elektronisches Aufzeich-
nungssystem mit zertifizierter technischer Sicher-
heitseinrichtung anschaffen. Ansonsten liegt ab 
dem 1.1.2023 eine nicht mehr ordnungsgemäße 
Kassenführung vor und Hinzuschätzungen (ins-
besondere im Rahmen einer Betriebsprüfung) 
sind möglich. Darüber hinaus drohen Bußgelder 
bis zu 25.000 EUR (vgl. § 379 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 
und Nr. 5 und Abs. 6 der Abgabenordnung (AO)).

Offenlegungspflichtige Gesellschaften (insbeson-
dere AG, GmbH und GmbH & Co. KG) müs-
sen ihre Jahresabschlüsse spätestens zwölf Mona-
te nach Ablauf des betreffenden Geschäftsjahres 
beim Bundesanzeiger elektronisch einreichen. Ist 
das Geschäftsjahr das Kalenderjahr, muss der Jah-
resabschluss für 2021 somit bis zum 31.12.2022 
eingereicht werden. Kommt das Unternehmen 
der Pflicht zur Offenlegung nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig nach, leitet das Bundesamt für 
Justiz ein Ordnungsgeldverfahren ein. Das Un-
ternehmen wird aufgefordert, innerhalb einer 
sechswöchigen Nachfrist den gesetzlichen Of-
fenlegungspflichten nachzukommen. Gleichzeitig 
droht das Bundesamt ein Ordnungsgeld an (regel-
mäßig in Höhe von 2.500 EUR). Wie in den Vor-
jahren hat das Bundesamt für Justiz, mitgeteilt, 
dass keine Ordnungsgelder festgesetzt werden, 
wenn die o.g. Jahresabschlüsse vor dem 11.4.2022 
offengelegt bzw.- hinterlegt werden

Beachten Sie     
Ordnungsgeldandrohungen und -festsetzun-
gen können so lange wiederholt werden, bis die 
Veröffentlichung erfolgt ist. Die Ordnungsgel-
der werden dabei schrittweise erhöht. Mit der 
Androhung werden den Beteiligten zugleich die 
Verfahrenskosten auferlegt. Diese entfallen nicht 
dadurch, dass der Offenlegungspflicht innerhalb 
der gesetzten Nachfrist nachgekommen wird.

Kassenführung: Letzte Über-
gangsfrist für alte Kassensysteme 
läuft Ende 2022 aus Der Countdown läuft: Der Jah-

resabschluss für 2021 ist bis Ende 
2022 offenzulegen



der KREISEL  4.-2021

22

Für Unternehmer und Unternehmen der KREISEL  4.-2022

se und Freibeträge richten sich nach dem Ver-
wandtschaftsverhältnis zwischen ihnen und dem 
Erben/Vermächtnisnehmer. Letzterer haftet 
auch für die Schenkungsteuer. Die Begünstigten 
trifft die Pflicht zur Anzeige des Erwerbs gem. § 
30 Abs. 2 ErbStG und nach Aufforderung durch 
das Finanzamt auch die Verpflichtung zur Abga-
be einer Schenkungsteuererklärung. Leider kann 
weder für die Abfindung noch für die Werterhö-
hung der Anteile die Begünstigung der §§ 13a, 
13b ErbStG für Betriebsvermögen in Anspruch 
genommen werden. Es fehlt für beide Schenkun-
gen am Übergang des Betriebsvermögens.

Werden im Privatvermögen gehaltene GmbH-
Anteile i. S. des § 17 Einkommensteuergesetz 
(EStG) verkauft, führt dies zu Einkünften aus 
Gewerbebetrieb. Wird bei der Auflösung der 
Gesellschaft ein Verlust realisiert, stellt sich re-
gelmäßig die Frage, zu welchem Zeitpunkt dieser 
steuerlich geltend gemacht werden kann. Hier-
mit hat sich jüngst das Finanzgericht Düsseldorf 
befasst.

Sachverhalt     
Im Streitfall begehrte eine Steuerpflichtige für 
den Veranlagungszeitraum 2014 die Berücksich-
tigung eines Verlustes aus § 17 EStG in Höhe 
von 320.001 EUR (Anteilserwerb in Höhe von 1 
EUR und ein der GmbH gewährtes Darlehen in 
Höhe von 320.000 EUR). Ihre Begründung: In-
folge der Insolvenzeröffnung in 2014 sei mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht 
mehr mit einer Rückzahlung des Darlehens zu 
rechnen gewesen. Der Ausfall der Darlehens-
forderung sei zu diesem Zeitpunkt endgültig 
gewesen und habe zu nachträglichen Anschaf-
fungskosten auf die Beteiligung geführt. Das Fi-
nanzamt lehnte eine Verlustberücksichtigung in 
2014 allerdings ab, weil in diesem Jahr noch nicht 
ersichtlich gewesen sei, ob und in welcher Höhe 
noch nachträgliche Anschaffungskosten anfallen 
würden. Das Finanzgericht Düsseldorf folgte der 
Sichtweise des Finanzamts.

Eine Vorverlagerung der Entstehung des Auf-
lösungsverlustes aus einer GmbH-Beteiligung 

In vielen Gesellschaftsverträgen von Personen- 
und Kapitalgesellschaften finden sich Regelungen, 
die das zwangsweise Ausscheiden von Gesellschaf-
tern zum Inhalt haben. Insbesondere bei Famili-
engesellschaften ist das Eintreten eines nicht zur 
Familie gehörenden Erben oder Vermächtnisneh-
mers im Todesfall eines Gesellschafters häufig 
ausgeschlossen. Dieser Erbe/Vermächtnisnehmer 
erhält dann i. d. R. eine Abfindung. Damit die 
Kapitalbasis der Gesellschaft oder die Liquidi-
tät nicht übermäßig verringert wird, ist in diesen 
Fällen die durch die Gesellschaft zu erbringende 
Abfindung vielfach an den Buchwert des Kapital-
kontos oder einen anderen Maßstab geknüpft, der 
die Abfindung unter dem tatsächlichen Wert des 
Anteils hält. In diesen Fällen kommt § 7 Abs. 7 
ErbStG zur Anwendung, der für die verbleiben-
den Gesellschafter eine Schenkung fingiert. Der 
Wert der Schenkung besteht dann in der Diffe-
renz zwischen dem steuerlichen Wert des Gesell-
schaftsanteils nach § 12 ErbStG und der gezahlten 
Abfindung. Der steuerliche Wert ist der gemeine 
Wert gem. § 11 Abs. 2 und 3 BewG. Zunächst 
sieht diese Vorschrift eine Bewertung anhand 
von Verkäufen an fremde Dritte vor. Dies dürfte 
aber bei diesen Gesellschaften kaum vorkommen, 
da ja Fremde gerade ausgeschlossen werden sol-
len. Daher findet zur Wertermittlung das verein-
fachte Ertragswertverfahren gem. §§ 199 bis 203 
BewG Anwendung. Nach diesem Verfahren wird 
der durchschnittliche Jahresertrag - abgeleitet 
aus den vergangenen 3 Jahren - mit dem Faktor 
13,75 multipliziert. Der auf diese Weise ermit-
telte Schenkungswert wird auf die verbleibenden 
Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteiligungen 
verteilt. Der sich hieraus nach Abzug der anteili-
gen Abfindung ergebende Betrag wird fiktiv vom 
Gesetz als Schenkung angenommen. Auf das sub-
jektive Bewusstsein der Unentgeltlichkeit kommt 
es dabei nicht an. Es liegen dann eine Schenkung 
auf den Todesfall hinsichtlich der Abfindung und 
weitere Schenkungen gem. § 7 Abs. 7 ErbStG 
an die verbleibenden Gesellschafter vor. Diese 
Gesellschafter sind für ihren Vermögenszuwachs 
Schuldner der Schenkungsteuer, die Steuerklas-

Schenkungen beim Ausscheiden 
aus einer Gesellschaft bei zu gerin-
ger Abfindung

Zeitpunkt der Verlustberücksichti-
gung bei Auflösung einer GmbH
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auf den Zeitpunkt der Eröffnung des Insolven-
zverfahrens kommt ungeachtet der Höhe der 
Überschuldung und der Anzeige der Masseunzu-
länglichkeit nicht in Betracht, wenn die GmbH 
noch über aktivierungsfähiges Vermögen verfügt 
und daher die Möglichkeit einer Auskehrung von 
Restvermögen an die Gesellschafter nicht ausge-
schlossen werden kann.

Beachten Sie     
Eine solche Möglichkeit kann insbesondere dann 
nicht ausgeschlossen werden, wenn ein Gesell-
schafter seine ausgefallene Darlehensforderung 
gegen die GmbH unter Berufung auf das Klein-
anlegerprivileg als nicht nachrangiger Insolvenz-
gläubiger angemeldet hat.

Praxistipp     
Ein Verlust sollte im Zweifel lieber einen Veran-
lagungszeitraum zu früh als zu spät geltend ge-
macht werden. Denn ist das „richtige“ Jahr bereits 
bestandskräftig veranlagt, ist eine Korrektur oft 
nicht möglich.

Weiterführender Hinweis    
Durch das „Gesetz zur weiteren steuerlichen För-
derung der Elektromobilität und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften“ (BGBl I 2019, 
S. 2451) wurde § 17 Abs. 2a EStG neu eingefügt. 
Hierdurch wird erstmals eigenständig neben § 
255 Handelsgesetzbuch definiert, was als (nach-
trägliche) Anschaffungskosten i. S. des § 17 EStG 
gilt. Das Bundesfinanzministerium hat hierzu nun 
ein umfangreiches Anwendungsschreiben 

Kehrtwende der Finanzverwaltung: Eine zu spät 
abgegebene ZM hat doch nicht die finale Steu-
erpflicht der innergemeinschaftlichen Lieferung 
zur Folge. Eine grenzüberschreitende Lieferung 
innerhalb der EU (innergemeinschaftliche Liefe-
rung) ist grundsätzlich umsatzsteuerfrei. Dies gilt 
jedoch ab 2020 nicht, wenn der Unternehmer sei-
ner Pflicht zur Abgabe der ZM nicht nachgekom-
men ist oder soweit er diese im Hinblick auf die 

jeweilige Lieferung unrichtig oder unvollständig 
abgegeben hat. Nach § 18a Abs. 10 Umsatzsteu-
ergesetz (UStG) ist eine fehlerhafte ZM inner-
halb eines Monats zu berichtigen, wenn der Un-
ternehmer nachträglich erkennt, dass die von ihm 
abgegebene ZM unrichtig oder unvollständig ist. 
Bisher versagte die Verwaltung die Steuerfreiheit 
final, wenn keine ZM abgegeben oder eine feh-
lerhaft abgegebene ZM nicht innerhalb der Mo-
natsfrist korrigiert wurde. Nach der neuen Sicht-
weise der Finanzverwaltung gilt: Wird eine nicht 
fristgerecht abgegebene ZM erstmalig für den be-
treffenden Meldezeitraum richtig und vollständig 
abgegeben, liegen in diesem Zeitpunkt erstmals 
die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung vor. 
Die erstmalige Abgabe und die Berichtigung einer 
fehlerhaften ZM innerhalb der Festsetzungsfrist 
entfalten für Zwecke der Steuerbefreiung Rück-
wirkung.

Beachten Sie     
Allerdings schließt die rückwirkende Gewährung 
der Steuerbefreiung im Veranlagungsverfahren 
ein Bußgeldverfahren durch das Bundeszentral-
amt für Steuern nicht aus.   
Quelle | BMF-Schreiben vom 20.5.2022, Az. III C 3 - S 
7140/19/10002: 011, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 230059

Rund ein Jahr nachdem sich die Finanzverwal-
tung zur lohnsteuerlichen Behandlung von Gut-
scheinen und Geldkarten geäußert hat, wurden 
nun einige Grundsätze ergänzt. Nachfolgend wer-
den (ausgewählte) wichtige Aspekte erläutert.

Hintergrund     
Vom Arbeitgeber gewährte Sachbezüge sind bis 
zu einer monatlichen Freigrenze von 50 EUR 
steuerfrei. Nach den Regelungen des § 8 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) sind Gutscheine und 
Geldkarten als Sachbezug privilegiert, wenn sie 

 � ausschließlich zum Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen berechtigen,

Gutscheine und Geldkarten als 
Sachbezug: Klarstellungen durch 
Finanzverwaltung

Steuerbefreiung auch bei einer 
verspäteten Zusammenfassenden 
Meldung (ZM)
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Es handelt sich bei diesem Gutschein um einen 
Sachbezug, der im Zeitpunkt der Übergabe der 
50-EUR-Freigrenze unterliegt. Die Einlösbar-
keit im Internetshop ist unschädlich. 

Auch Gutscheine, die dazu berechtigen, Waren 
oder Dienstleistungen bei einem begrenzten 
Kreis von Akzeptanzstellen im Inland zu be-
ziehen, werden grundsätzlich als Sachlohn an-
erkannt. Das Bundesfinanzministerium hat nun 
klargestellt, dass auch Gutscheine begünstigt 
sind, wenn Einkaufs- und Dienstleistungsver-
bünde auf die (auch bundeslandübergreifend) 
unmittelbar räumlich angrenzenden zweistelli-
gen Postleitzahlen-Bezirke begrenzt werden; da-
bei werden Städte und Gemeinden, die jeweils in 
zwei Postleitzahlen-Bezirke fallen, als ein Post-
leitzahlen-Bezirk betrachtet. Die Auswahl dieser 
Postleitzahlen-Bezirke kann auch durch den Ar-
beitnehmer erfolgen. Als Sachbezug gelten auch 
Gutscheine einer bestimmten Ladenkette zum 
Bezug von Waren oder Dienstleistungen in den 
einzelnen Geschäften im Inland oder im Inter-
netshop dieser Kette mit einheitlichem Markt-
auftritt (z. B. ein Symbol, eine Marke, ein Logo). 
Unschädlich ist, wenn sich der Arbeitnehmer vor 
Übergabe des Gutscheins oder vor Aufladung 
des Guthabens auf die Geldkarte aus verschiede-
nen Ladenketten je eine auswählen kann.

Beachten Sie     
Es wird nicht beanstandet, wenn verbleibende 
Restguthaben bis zu einem EUR ausgezahlt oder 
auf einen anderen Gutschein oder eine andere 
Geldkarte übertragen werden können. Dies gilt 
auch bei einem monatlichen Wechsel z. B. der 
Ladenkette im Rahmen einer weiteren Aufla-
dung eines Guthabens auf derselben Geldkarte. 
Unter die „limitierte Produktpalette“ fallen Gut-
scheine oder Geldkarten, die unabhängig von ei-
ner Betragsangabe dazu berechtigen, Waren oder 
Dienstleistungen ausschließlich aus einer sehr 
begrenzten Waren- oder Dienstleistungspalette 
zu beziehen. Hier kommt es nicht mehr auf die 
Anzahl der Akzeptanzstellen und den Inlands-
bezug an. 

 � zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn gewährt werden und 

 � auch die Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10 des 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) er-
füllen.

Entgegen der gesetzlichen Regelung sind die Vo-
raussetzungen des ZAG nach dem Schreiben der 
Finanzverwaltung erst ab 2022 zwingend einzu-
halten.

Beachten Sie      
§ 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG fordert vereinfacht:

 � a) einen limitierten Einlösebereich,

 � b) eine limitierte Produktpalette,

 � c) eine Nutzung für steuerliche/soziale Zwe-
cke.

Zu den einzelnen Voraussetzungen

Hinsichtlich der nach dem ZAG zu erfüllenden 
Voraussetzungen hat das Bundesfinanzministeri-
um sein Schreiben vom 13.4.2021 nun insbeson-
dere um die folgenden Aspekte konkretisiert: 
Als Sachlohn werden Gutscheine anerkannt, die 
dazu berechtigen, vom Aussteller Waren oder 
Dienstleistungen aus seinem eigenen Sortiment 
zu erwerben. Eine Einlösbarkeit im Internetshop 
der jeweiligen Akzeptanzstelle ist unschädlich.

Beispiel     
Ein Arbeitgeber händigt seinem Arbeitnehmer 
einen Gutschein im Wert von 50 EUR aus, der 
von einem ortsansässigen Einzelhandelsgeschäft 
(z. B. Wein- oder Buchhändler) ausgestellt worden 
ist und zum Bezug von Waren aus dem Sortiment 
dieses Geschäfts genutzt werden kann. Aufgrund 
der Coronapandemie können die Waren auch im 
Internetshop des Einzelhändlers bestellt und der 
Gutschein dort eingelöst werden. 
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Merke | Es reicht aber nicht aus, wenn alleine 
auf eine Händlerkategorie Bezug genommen wird 
(z. B. Merchant Category Code, MCC). Zudem 
ist bereits das geringfügige Angebot von Waren 
oder Dienstleistungen einer anderen Produkt-
palette schädlich.    
Quelle | BMF-Schreiben vom 15.3.2022, Az. IV C 5 - S 
2334/19/10007 :007, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 228328

Schuldzinsen sind nach § 4 Abs. 4a Einkom-
mensteuergesetz (EStG) nicht abziehbar, wenn 
Überentnahmen getätigt worden sind. Auch bei 
Steuerpflichtigen mit einer Einnahmen-Über-
schussrechnung ist periodenübergreifend zu er-
mitteln, ob im betrachteten Gewinnermittlungs-
zeitraum Überentnahmen vorliegen. Dabei sind 
Überentnahmen nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs nicht auf die Höhe eines nied-
rigeren negativen Kapitalkontos zu begrenzen, das 
zum Ende des jeweiligen Gewinnermittlungszeit-
raums nach bilanziellen Grundsätzen vereinfacht 
ermittelt wird.

Hintergrund     
Werden Überentnahmen getätigt, ist ein Teil der 
betrieblichen Schuldzinsen nicht als Betriebsaus-
gaben abziehbar. Eine Überentnahme ist nach 
§ 4 Abs. 4a S. 2 EStG der Betrag, um den die 
Entnahmen die Summe des Gewinns und der 
Einlagen des Wirtschaftsjahres übersteigen. 6 % 
dieser Überentnahmen sind als nicht abziehbare 
Betriebsausgaben zu behandeln. Überentnahmen 
der Vorjahre werden zu den laufenden Überent-
nahmen addiert. Unterentnahmen der Vorjahre 
werden von den laufenden Überentnahmen abge-
zogen. Zinsen bis zu 2.050 EUR (Sockelbetrag) 
sind uneingeschränkt abziehbar.

Merke      
Ausgenommen sind Schuldzinsen, die aus Darle-
hen zur Finanzierung von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens resultieren.

Entscheidung     
Schuldzinsen können in einem Wirtschaftsjahr 
auch dann nicht abziehbar sein, wenn in diesem 
Jahr selbst keine Überentnahme zu verzeichnen 
ist. Denn die nicht abziehbaren Schuldzinsen 
können auch ausschließlich auf den Überentnah-
men früherer Jahre beruhen. Diese Grundsätze 
gelten auch für Steuerpflichtige, die ihren Gewinn 
im Wege der Einnahmen-Überschussrechnung 
ermitteln.

Merke      
Der Bundesfinanzhof stellte heraus, dass die pe-
riodenübergreifende Berechnung der Über- und 
Unterentnahmen ein wesensprägendes Merkmal 
des § 4 Abs. 4a EStG ist.

Eine Überentnahme kann trotz eines positiven bi-
lanziellen Eigenkapitals (positiven Kapitalkontos) 
des Betriebs in diesem Gewinnermittlungszeit-
raum vorliegen und die Hinzurechnung auslösen. 
Hieraus folgt auch, dass eine Überentnahme nicht 
auf ein niedrigeres bilanzielles negatives Eigenka-
pital des Betriebs in diesem Gewinnermittlungs-
zeitraum zu begrenzen ist. Oder etwas anders 
ausgedrückt: Der Pauschalierungs- und Vereinfa-
chungszweck des § 4 Abs. 4a EStG lässt es bei ei-
ner Gewinnermittlung mittels Bilanzierung nicht 
zu, zur periodenübergreifenden Ermittlung der 
Überentnahmen auf ein (höheres oder niedrigeres 
negatives) bilanzielles betriebliches Eigenkapital 
des jeweiligen Gewinnermittlungszeitraums zu-
rückzugreifen. 

Beachten Sie     
Dies ist bei der Einnahmen-Überschussrech-
nung erst recht der Fall. Zudem ist es mit dem 
generellen Vereinfachungszweck der Einnah-
men-Überschussrechnung (u. a. keine Aufstel-
lung einer Bilanz) nicht zu vereinbaren, wenn der 
Steuerpflichtige allein für Zwecke der Ermittlung 
der Überentnahmen eine vereinfachte „Schat-
tenbilanz“ erstellen dürfte.   
Quelle | BFH-Urteil vom 17.5.2022, Az. VIII R 38/18, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 230690

Schuldzinsen: Ermittlung der 
Überentnahmen bei Einnahmen-
Überschussrechnern
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diese Gesellschaften gewerbliche Einkünfte be-
ziehen, zu einer Umqualifizierung aller weiteren 
Einkünfte in solche aus Gewerbebetrieb. Eine 
Umqualifizierung löst aber in diesen Fällen keine 
Gewerbesteuer aus.

Beachten Sie     
Eine Bagatellgrenze gibt es indes, wenn Gesell-
schaften neben nicht gewerblichen Einkünf-
ten auch solche aus einer originär gewerblichen 
Tätigkeit erzielen. Hier tritt eine „Infizierung“ 
nicht ein, wenn die gewerblichen Umsätze eine 
Bagatellgrenze von 3 % der Gesamtnettoumsätze 
und zusätzlich den Betrag von 24.500 EUR im 
Veranlagungszeitraum nicht übersteigen. 
Quelle | FG Münster, Urteil vom 13.5.2022, Az. 15 K 26/20 
E,F, Rev. BFH Az. IV R 18/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
230937; Rev. BFH Az. VIII R 1/22

Der Vorsteuerabzug bei nicht nur unternehme-
risch genutzten Gegenständen (z. B. Photovol-
taikanlagen) erfordert eine zeitnahe Zuordnung 
zum Unternehmensvermögen. Der Bundesfi-
nanzhof hat nun entschieden, dass für die Doku-
mentation der Zuordnung keine fristgebundene 
Mitteilung an das Finanzamt erforderlich ist.

Hintergrund und Sichtweise der Finanzverwal-
tung

Ein Unternehmer kann die gesetzlich geschulde-
te Umsatzsteuer für Leistungen, die von einem 
anderen Unternehmer für sein Unternehmen 
ausgeführt worden sind, als Vorsteuer abziehen.
Bei dem Bezug eines einheitlichen Gegenstands, 
der gemischt verwendet wird oder werden soll, 
hat der Unternehmer ein Zuordnungswahlrecht: 

 � Er kann den Gegenstand insgesamt seinem 
Unternehmen zuordnen,

 � in vollem Umfang in seinem Privatvermögen 
belassen oder 

Seit August 2022 können GmbHs auch online 
gegründet werden. Zudem ist das Online-Ver-
fahren für Registeranmeldungen nutzbar. Diese 
und weitere Änderungen basieren auf dem Ge-
setz zur Umsetzung der Digitalisierungsricht-
linie (DiRUG) und dem Gesetz zur Ergänzung 
der Regelungen zur Umsetzung der Digitalisie-
rungsrichtlinie (DiREG). Weiterführende Infor-
mationen erhalten Sie unter www.iww.de/s6840 
(BMJ, Mitteilung vom 29.7.2022: „Digitalisie-
rungsrichtlinie erfolgreich umgesetzt“).

Das Finanzgericht Münster hat sich dem Bundes-
finanzhof angeschlossen und eine Bagatellgrenze 
bei Abfärbung von gewerblichen Beteiligungsein-
künften abgelehnt. Dennoch wurde die Revision 
wegen eines bereits anhängigen Verfahrens zuge-
lassen und auch eingelegt. Somit ist der Bundesfi-
nanzhof erneut gefragt. Bis dahin gilt Folgendes:

Freiberufliche oder vermögensverwaltende Per-
sonengesellschaften erzielen grundsätzlich keine 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Da bei gewerb-
lichen Beteiligungseinkünften aber keine Baga-
tellgrenze greift, führt jede Beteiligung, aus der 

GmbH-Gründungen nun auch 
online möglich

Gewerbliche Abfärbung bei Betei-
ligungseinkünften:    
Streit um eine Bagatellgrenze

Vorsteuer: So ist das Zuordnungs-
wahlrecht bei gemischt genutzten 
Gegenständen auszuüben! 
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 � den Gegenstand entsprechend dem (geschätz-
ten) unternehmerischen Nutzungsanteil sei-
nem Unternehmen zuordnen.

Nach Meinung der Finanzverwaltung ist diese 
Zuordnungsentscheidung eine innere Tatsache, 
die erst durch äußere Beweisanzeichen erkennbar 
wird. Das bedeutet: Wurde die Zuordnung bei der 
Umsatzsteuer-Voranmeldung nicht dokumentiert, 
ist sie spätestens bis zur gesetzlichen Abgabefrist 
für Steuererklärungen gegenüber dem Finanzamt 
zu erklären. 

Beachten Sie     
Fristverlängerungen für die Abgabe der Steuer-
erklärungen verlängern die Dokumentationsfrist 
nicht.

Zwei Entscheidungen des Bundesfinanzhofs

In zwei Verfahren, denen Vorabentscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofs zugrunde liegen, 
hat der Bundesfinanzhof nun insbesondere fol-
gende Punkte herausgestellt:

Liegen innerhalb der Dokumentationsfrist nach 
außen hin objektiv erkennbare Anhaltspunkte für 
eine Zuordnung vor, können diese dem Finanz-
amt auch noch nach Ablauf der Frist mitgeteilt 
werden. Für die Dokumentation ist also keine 
fristgebundene Mitteilung an das Finanzamt er-
forderlich.

Die Zuordnungsentscheidung ist grundsätzlich 
bei Anschaffung, Herstellung oder Einlage des 
Gegenstands zu treffen. Als objektive Anhalts-
punkte für eine ausdrückliche oder konkludente 
Zuordnung zum Unternehmen können neben der 
Geltendmachung oder Nichtgeltendmachung des 
Vorsteuerabzugs auch andere Beweisanzeichen 
herangezogen werden.

Beispiel     
Für eine Zuordnung zum Unternehmen kann 
bei Gebäuden die Bezeichnung eines Zimmers 
als Arbeitszimmer in Bauantragsunterlagen je-
denfalls dann sprechen, wenn dies durch weitere 
objektive Anhaltspunkte untermauert wird. So ist 
es beispielsweise dann, wenn der Unternehmer für 
seinen Gerüstbaubetrieb einen Büroraum benö-
tigt, er bereits in der Vergangenheit kein externes 
Büro, sondern einen Raum seiner Wohnung für 
sein Unternehmen verwendet hat, und er beab-
sichtigt, dies in dem von ihm neu errichteten Ge-
bäude so beizubehalten.

Weitere Anhaltspunkte in Kürze:

 � Anschaffung des Gegenstands unter dem Fir-
mennamen,

 � betriebliche oder private Versicherung des Ge-
genstands und

 � bilanzielle bzw. ertragsteuerliche Behandlung.

Beachten Sie     
Interessant ist hier insbesondere die Ansicht des 
Bundesfinanzhofs, dass es zu berücksichtigen sein 
kann, wie der Unternehmer den Gegenstand bi-
lanziell bzw. ertragssteuerrechtlich behandelt hat. 
Dies wurde von den Finanzämtern bislang oft an-
ders gesehen.

Relevanz für die Praxis

Erweist sich die zeitnahe Zuordnung als strittig, 
können die Entscheidungen des Bundesfinanz-
hofs als Rettungsanker dienen. Um Streitigkeiten 
mit dem Finanzamt bereits im Vorfeld zu vermei-
den, ist eine fristgerechte und eindeutige Erklä-
rung gegenüber dem Finanzamt zu empfehlen.
Quelle | BFH-Urteil vom 4.5.2022, Az. XI R 29/21 (XI R 
7/19), unter www.iww.de, Abruf-Nr. 229984; BFH-Urteil vom 
4.5.2022, Az. XI R 28/21 (XI R 3/19), unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 229987
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Merke      
Da Betreiber von Photovoltaikanlagen bei der 
Anschaffung der Anlage nicht mehr mit Umsatz-
steuer belastet werden, erübrigen sich auch die 
Fragen zum Vorsteuerabzug.

Ab dem 01.01.2023 muss die Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung (AU) bei den Krankenkassen 
elektronisch abgerufen werden. Das Verfahren ist 
ab 2023 verpflichtend. Der Arbeitnehmer erhält 
weiterhin einen Durchschlag in Papierform für 
mögliche Störfälle. Der Ablauf ist nun der Fol-
gende:

1. Der Arbeitnehmer meldet sich wie gewohnt 
beim Arbeitgeber krank und geht zum Arzt, 
erhält aber keinen „gelben Zettel“ mehr für 
den Arbeitgeber oder die Krankenkasse

2. Der Arzt übermittelt die Daten zur Arbeits-
unfähigkeit an die Krankenkasse.

3. Der Arbeitgeber ruft die Daten wiederum 
bei der Krankenkasse ab.

Ihre Mitarbeiter sind weiterhin verpflichtet, die 
Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche 
Dauer unverzüglich mitzuteilen (§ 5 Abs. 1 S. 1 
EFZG).

Bisher haben Sie die „gelben Zettel“ für den Zeit-
punkt der Lohnabrechnung gesammelt und dem 
Lohnsachbearbeiter zur Verfügung gestellt. 

Ab dem 01.01.2023 müssen Sie die Daten bei der 
jeweiligen Krankenkasse abrufen. Das gesetzlich 
vorgeschriebene Verfahren sieht keine automati-
sche Bereitstellung durch die Krankenkasse vor 
(Push-Verfahren). Der Abruf muss für jede Ar-
beitsunfähigkeit durch den Arbeitgeber erfolgen 
(Pull-Verfahren).

Kleine Photovoltaikanlagen

Bei kleinen Photovoltaikanlagen mit hohen An-
laufverlusten kommt es oft zu Streitigkeiten mit 
dem Finanzamt, wenn die Gewinnerzielungsab-
sicht angezweifelt wird. Daher gewährt die Fi-
nanzverwaltung für Anlagen mit einer installier-
ten Leistung von bis zu 10 kW seit geraumer Zeit 
ein Wahlrecht (= steuerlich unbeachtliche Lieb-
haberei auf Antrag des Steuerpflichtigen). 

Dieses Wahlrecht soll nun durch eine gesetzliche 
Steuerbefreiung ersetzt werden. Diese soll unab-
hängig vom Zeitpunkt der Inbetriebnahme der 
Photovoltaikanlage – für Einnahmen und Ent-
nahmen gelten, die nach dem 31.12.2022 erzielt 
oder getätigt werden.

Vereinfacht soll eine Steuerbefreiung eingeführt 
werden für Einnahmen aus dem Betrieb von Pho-
tovoltaikanlagen bis zu einer Bruttonennleistung 
(laut Marktstammdatenregister) 

 � von 30 kW auf Einfamilienhäusern und Ge-
werbeimmobilien bzw. 

 � 15 kW je Wohn- und Gewerbeeinheit bei übri-
gen, überwiegend zu Wohnzwecken genutzten 
Gebäuden (z. B. Mehrfamilienhäuser, gemischt 
genutzte Immobilien).

Auch umsatzsteuerliche Aspekte sollen im JStG 
2022 geregelt werden: Für die Lieferung, den in-
nergemeinschaftlichen Erwerb, die Einfuhr und 
die Installation von Photovoltaikanlagen und 
Stromspeichern soll zukünftig ein Nullsteuersatz 
gelten, 

 � soweit es sich um eine Leistung an den Betrei-
ber der Photovoltaikanlage handelt und 

 � die Anlage auf oder in der Nähe von Privat-
wohnungen, Wohnungen sowie öffentlichen 
und anderen Gebäuden, die für dem Gemein-
wohl dienende Tätigkeiten genutzt werden, in-
stalliert wird.

Neu ab 01.01.2023: Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigungen müssen 
elektronisch abgerufen werden
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veranstaltung und teilnehmenden Arbeitnehmer 
nicht übersteigen, gehören sie jedoch nicht zu 
den Einkünften aus nicht-selbstständiger Arbeit, 
wenn die Teilnahme an der Betriebsveranstaltung 
allen Angehörigen des Betriebs oder eines Be-
triebsteils offensteht.

Ungeklärt ist die Frage, ob eine „Betriebsveran-
staltung“ auch bei einem geschlossenen Kreis (z. 
B. Vorstands- und Führungskräftefeiern) vorliegt. 
Dann kann zwar kein Freibetrag von 

110 EUR gewährt werden, aber es wäre eine 
Lohnsteuerpauschalierung nach § 40 Abs. 2 S. 1 
Nr. 2 Einkommensteuergesetz mit 25 % möglich.

Beachten Sie     
Da bislang noch keine Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs zu der Frage ergangen ist, ob eine 
Lohnsteuerpauschalierung auch für Betriebsver-
anstaltungen gilt, die nicht allen Betriebsange-
hörigen offenstehen, hat das Finanzgericht die 
Revision zugelassen, die inzwischen anhängig ist. 
Quelle: FG Köln, Urteil vom 27.1.2022, Az. 6 K 2175/20, Rev. 
BFH Az. VI R 5/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 228696

Die eAU-Abfrage darf nach unserer Kenntnis nur 
aus einem ITSG-verifizierten System erfolgen. 
Aktuell gibt es hierfür folgende Möglichkeiten:

 � Ausfüllhilfe sv.ne     
Weitere Informationen finden Sie auf der In-
ternetseite der ITSG

 � Zertifiziertes Zeitwirtschaftssystem

Wir empfehlen Ihnen, den Abruf einige Tage vor 
dem Tag der Lohnabrechnung durchzuführen. 
Der Vorgang zwischen Abruf und Rückmeldung 
der eAU kann im Durchschnitt 3-4 und maximal 
14 Tage dauern. Wenn Sie die Rückmeldung der 
Krankenkasse noch vor der Lohnabrechnung be-
nötigen, ist daher ein frühzeitiger Abruf notwen-
dig.

Nach Ansicht des Finanzgerichts Köln findet die 
pauschale Besteuerung (Steuersatz von 25 %) für 
Betriebsveranstaltungen keine Anwendung auf 
Veranstaltungen, die nicht allen Betriebsange-
hörigen offenstehen (hier: Vorstands- bzw. Füh-
rungskräfte-Weihnachtsfeier). 

Hintergrund:      
Zuwendungen des Arbeitgebers an seinen Ar-
beitnehmer und dessen Begleitpersonen anlässlich 
von Veranstaltungen auf betrieblicher Ebene mit 
gesellschaftlichem Charakter (Betriebsveranstal-
tung) führen zu Arbeitslohn. Soweit solche Zu-
wendungen den Betrag von 110 EUR je Betriebs-

Handelt es sich bei einer Füh-
rungskräftefeier um eine privile-
gierte Betriebsveranstaltung?
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Das Finanzministerium Thüringen hat seine 
umfangreiche Broschüre „Steuerwegweiser für 
Vereine“ neu aufgelegt (Stand: Juli 2022). In der 
Broschüre, die unter www.iww.de/s6718 kostenlos 
heruntergeladen werden kann, werden die steuer-
lichen Regelungen für Vereine anhand vieler Bei-
spiele erläutert.

Grundsätzlich gibt es auch bei gemeinnützigen 
Organisationen keine Bedenken gegen die Zah-
lung der Inflationsausgleichsprämie. Der Bundes-
finanzhof hat klargestellt, dass bei Vergütungen 
keine Besonderheiten für gemeinnützige Organi-
sationen gelten (Urteil vom 12.03.2020, V R 5/17). 
Vergleichsmaßstab ist die gewerbliche Wirtschaft 
allgemein, nicht der gemeinnützige Sektor. Der 
BFH begründet das damit, dass es keinen speziel-
len Arbeitsmarkt für Beschäftigte bei gemeinnüt-
zigen Organisationen gibt und diese deswegen auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt mit gewerblichen 
Unternehmen um geeignete Mitarbeiter konkur-
rieren. Bei Gemeinnützigen gilt als besondere An-
forderung an die Höhe von Vergütungen, dass sie 
„angemessen“ sein muss. Die Inflationsausgleich-
sprämie darf also nicht zu einem unverhältnismä-

ßigen Anstieg der Vergütung führen. Das wäre 
z.B. der Fall, wenn ein Minijobber statt bisher 150 
€ dann über einen längeren Zeitraum 300 € erhält. 
Die Steuerbefreiung ist dafür gedacht, die infol-
ge der anhaltend hohen Inflation stark belaste-
ten Arbeitnehmer zu unterstützen. Deshalb muss 
zwischen der Zahlung und den gestiegenen Ver-
braucherpreisen eine Verbindung bestehen. Keine 
Bedenken kann es geben, wenn sich die Prämie 
im Bereich der gestiegenen Energiekosten und 
der allgemeinen Preissteigerungen bewegt. Ein 
Zuschlag von 10 bis 20 Prozent muss also unbe-
denklich sein. Das gilt auch, wenn der Aufschlag 
als Einmalzahlung erfolgt, die sich auf den Zeit-
raum von zwei Jahren bezieht. Bevor Sie die Infla-
tionsausgleichsprämie auszahlen, empfehlen wir 
Ihnen, sich von uns bezüglich der gemeinnützig-
keitsrechtlichen Auswirkungen beraten zu lassen.

Steuerwegweiser für Vereine neu 
aufgelegt

Beschränkungen der Inflationsaus-
gleichprämie bei gemeinnützigen 
Organisationen?
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Coronamitteilungen

Unser Team dankt für die gute Zusammenarbeit 
und wünscht Ihnen und Ihrer Familie fröhliche 
Weihnachten und einen gute Rutsch ins neue 
Jahr!


